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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Das von Balthasar Glättli (gp, ZH) mittels parlamentarischer Initiative geforderte
Obligatorium für die freie Rede bei Ratsdebatten löste in der Sommersession 2022 im
Nationalrat ein von einiger Heiterkeit begleitetes Frage-Antwort-Spiel aus. Der Initiant
legte dar, dass es zu Beginn des Parlamentsbetriebs, also vor 172 Jahren, verboten
gewesen sei, eine Rede abzulesen. Er glaube, dass frei gesprochene Reden nicht nur
spannendere, sondern auch verständlichere Debatten nach sich ziehen würden, was
«der Demokratie guttäte». Wer frei spreche, habe sich mit dem Thema besser
auseinandergesetzt, als wer einfach ablese. Er fordere kein Verbot von Unterlagen, aber
er wolle verhindern, dass eine Rede lediglich abgelesen werde. Auf die Frage von Roger
Nordmann (sp, VD), ob sich Glättli bewusst sei, dass es sprachliche und rhetorisch nicht
so begabte Minderheiten gebe, für die die freie Rede nicht so einfach sei – ein Punkt,
den auch das Büro-NR in seinem Bericht gegen die parlamentarische Initiative
vorgebracht hatte –, erwiderte der Initiant, dass es in der Tat nicht gut sei, dass man
einander nicht verstehe, dies aber mit der freien Rede nichts zu tun habe. Beat Flach
(glp, AG) wollte von Glättli wissen, ob er mit einem Verbot nicht überschiesse. Hier
brachte der Initiant das Beispiel Grossbritanniens vor, wo man ebenfalls ein
Ableseverbot kenne, das freilich mit Augenmass umgesetzt werde: «Aber es gibt dann
im britischen Parlament auch den Moment, wo es aus den Reihen schallt ‹He is
reading!›, weil man merkt, dass jemand nicht mehr bei der Sache ist, sondern nur noch
am Papier klebt. Das will ich verhindern.». Ob denn die freie Rede nicht einfach «in
zielloses, polemisches Geschwafel» ausarte, wollte Kurt Fluri (fdp, SO) wissen. Man
müsse hierfür wohl zuerst Erfahrungen sammeln und dann allenfalls korrigieren,
verteidigte sich Glättli. Es brauche keine Kontrolle, sondern individuelle Abwägung, wie
viel man von einem Spickzettel ablesen wolle, antwortete Glättli eine Frage von Lorenz
Hess (mitte, BE) und auch die Frage von Benjamin Roduit (mitte, VS), ob denn mit freier
Rede nicht die Gefahr eines Überziehens der Zeit bestehe, konterte Glättli: Auch diese
Regel müsste eigentlich überdacht werden und auch hier könnte man eine gewisse
«souplesse» oder Flexibilität walten lassen. 
Das Büro hatte zuvor mit 10 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) entschieden, dem
Vorstoss keine Folge zu geben. Neben den in den Fragen angesprochenen Kritikpunkten
(Überforderung von Minderheiten, schwierige Kontrolle, Bedeutung der «Legiferierung»
statt Debattenkultur in der Schweiz) fügte das Büro im Bericht auch noch das Argument
der nötigen Präzision von Reden an: Komplexe Geschäfte sowie die Berichterstattung
von Kommissionsdiskussionen bedingten eine möglichst präzise und doch möglichst
knappe Sprache. Dies sei in freier Rede kaum möglich. Mit Ausnahme der GLP- und der
FDP-Fraktion fanden sich aus allen Fraktionen Unterstützerinnen und Unterstützer des
Antrags. Die insgesamt 30 befürwortenden Stimmen reichten allerdings gegen die 129
Stimmen, die der Initiative keine Folge geben wollten, nicht aus. Ins Auge fielen die 32
Enthaltungen, die wiederum mit Ausnahme der FDP-Fraktion aus allen
parlamentarischen Gruppen stammten. Damit ist die parlamentarische Initiative
erledigt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2022
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Politischer Anstand könne nicht per Gesetz vorgeschrieben werden, begründete die
SPK-NR ihre Empfehlung, der parlamentarischen Initiative von Benjamin Roduit (mitte,
VS) keine Folge zu geben. Roduit stiess sich am Umstand, dass bei Nationalratswahlen
gewählte Kandidierende ihre Wahl ablehnten, um ihren Platz Ersatzpersonen zu
überlassen. Dies sei «eine bewusste Verweigerung des Volkswillens», weshalb der
Walliser Volksvertreter in seinem Vorstoss forderte, dass sich Gewählte für eine
Mindestamtszeit verpflichten müssten. Diese Art von Stimmenfang sei zwar in der Tat
stossend, befand die SPK-NR, es gebe aber nur sehr wenige entsprechende Fälle. Statt
den Gesetzgeber zu bemühen, sollten eher die Parteien an ihre Verantwortung erinnert
werden. Obwohl eine 6-köpfige Kommissionsminderheit das Anliegen unterstützt hätte,
zog Roduit seine parlamentarische Initiative zurück. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
MARC BÜHLMANN
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Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Motion Herzog (sp, BS), die eine
Ergänzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs auch in
Pandemiezeiten verlangte. Die SGK-NR beantrage die Annahme der Motion, teilte deren
Sprecherin Regine Sauter (fdp, ZH) mit. Die Einschränkung des Personenverkehrs als
Folge der Grenzschliessungen hätte die Bekämpfung der Pandemie beeinträchtigt, da
auch das Gesundheitspersonal davon betroffen gewesen sei. Eine Bestimmung, die den
Grenzverkehr auch in Krisenzeiten garantiert, der ins Covid-19-Gesetz aufgenommen
wurde, sei nur befristet, weshalb für vergleichbare Situationen in der Zukunft eine
Anpassung des Epidemiengesetzes notwendig sei. Benjamin Roduit (mitte, VS), ebenfalls
Kommissionssprecher, kritisierte den Bundesrat und eine Kommissionsminderheit für
deren ablehnende Haltung. Die Feststellung des Bundesrats, dass Grenzgänger und
Grenzgängerinnen trotz der Reisebeschränkungen aus beruflichen Gründen in die
Schweiz einreisen durften, überzeugte Roduit nicht. Diese Lösungen seien erst auf
Druck des Parlaments und erst nach der ersten Welle gefunden worden. Auch der
Einwand des Bundesrats, dass die Motion den gesundheitspolitischen
Handlungsspielraum bei multilateral-verhandelten Gesundheitsbeschränkungen
beschneide, liess Roduit nicht gelten. Die Schweiz sei schliesslich in Fragen der
öffentlichen Gesundheit und Sicherheit souverän. Innenminister Berset gab zu, dass
man ohnehin mehrere Bestimmungen des Epidemiengesetzes überarbeiten müsse und
widersprach der Forderung der Motion nicht grundsätzlich. Er beharrte aber darauf,
zuerst eine Analyse durchzuführen, bevor irgendwelche Konsequenzen gezogen werden
könnten. Bereits im Juni 2020 habe der Bundesrat eine Revision des
Epidemiengesetzes gefordert. Nun warte man ab, bis eine umfassende und vollständige
Analyse der Pandemie möglich sei. Bis Mitte 2023 solle der Änderungsentwurf in die
Vernehmlassung gegeben werden, erklärte Berset der grossen Kammer. Er bat den
Nationalrat, keine Motionen anzunehmen, bevor nicht eine Gesamtbilanz gezogen
werden konnte und beantragte die Ablehnung des Vorstosses. Da lediglich die SVP
mehrheitlich gegen die Motion stimmte, wurde sie mit 127 zu 46 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) auch vom Zweitrat deutlich angenommen. 3

MOTION
DATUM: 17.03.2022
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Ende Oktober 2022 kündigte das EDA eine Auslandreise von Bundespräsident Cassis
nach Rumänien an, in deren Rahmen er sich mit dem rumänischen Präsidenten Klaus
Werner Iohannis, Premierminister Nicolae Ciuca und mehreren Parlamentsmitgliedern
hätte treffen sollen. Dieser für Anfang November vorgesehene Besuch wurde kurz
darauf jedoch aus terminlichen Gründen auf Dezember verlegt. Erst am 12. Dezember
reiste Cassis begleitet von den Nationalrätinnen und Nationalräten Roduit (mitte, VS),
Page (svp, FR), Walder (gp, GE) und Weber (glp, VD) – allesamt Mitglieder der
parlamentarischen Freundschaftsgruppe Schweiz-Rumänien – nach Bukarest. Die
beiden Delegationen tauschten sich über den Krieg in der Ukraine, die Beziehungen
zwischen der Schweiz und der EU und die verstärkte Partnerschaft mit Rumänien durch
den zweiten Schweizer Beitrag im Rahmen der Kohäsionszahlung aus. Gemeinsam mit
dem rumänischen Finanzminister Adrian Câciu unterzeichnete Cassis anschliessend
das Abkommen über die Umsetzung des zweiten Schweizer Beitrags. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.12.2022
AMANDO AMMANN

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im November 2021 veröffentlichte der Bundesrat die Tourismusstrategie des Bundes.
Sie definiert die Grundlage für die Tourismuspolitik für die kommenden Jahre. Der
Bundesrat wollte die Stossrichtung der bisherigen Tourismuspolitik aus dem Jahr 2017
beibehalten und damit weiterhin mittels Innotour, der SGH, Schweiz Tourismus und der
Neuen Regionalpolitik die Rahmenbedingungen verbessern, das Unternehmertum
fördern, in den Bereichen Digitalisierung Chancen nutzen sowie Marketing und Angebot
stärken. Neu soll zudem insbesondere auch ein Fokus auf die nachhaltige Entwicklung
gelegt werden. 
Bei der Evaluierung des Ziels «Unternehmertum fördern» nahm der Bundesrat auch
Stellung zum Postulat Roduit (mitte, VS) zur Frage der Übernahmeschwierigkeiten von
touristischen Betrieben durch jüngere Generationen. Der Bundesrat hielt im Bericht
fest, dass nicht – wie im Postulat vermutet – nur die finanziellen Aspekte Grund für
Übernahmeschwierigkeiten sind, sondern diese nebst anderen Herausforderungen wie
beispielsweise der Altersvorsorge für die Übergebenden oder den unternehmerischen
Risiken für die Übernehmenden nur einen Teilaspekt darstellen. Der Bundesrat
erachtete es daher nicht als zielführend, wie vom Postulanten angesprochen, neue A-
fonds-perdu-Beiträge zu sprechen. Er erklärte sich stattdessen bereit, die
Rahmenbedingungen und die Informationstätigkeit bei bestehenden finanziellen
Unterstützungsmassnahmen im Rahmen der SGH zu prüfen und allenfalls anzupassen.
Die Erkenntnisse dazu stammen aus einer von der Universität Bern und der
Beratungsfirma Kohl & Partner Schweiz AG durchgeführten Studie, die das SECO in
Auftrag gegeben hatte. 5

BERICHT
DATUM: 10.11.2021
MARCO ACKERMANN

Im Juni 2022 schrieb der Nationalrat ein Postulat Roduit (mitte, VS) zur Frage einer
staatlichen Hilfe beim Übernahmeverfahren von touristischen Beherbergungs- und
Restaurationsbetrieben durch junge Generationen stillschweigend ab. Der Bundesrat
hatte ein Jahr zuvor die aktualisierte Tourismusstrategie des Bundes veröffentlicht und
darin das entsprechende Themenfeld behandelt. 6

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
MARCO ACKERMANN

Landwirtschaft

Landwirtschaft

La motion de Philipp Matthias Bregy (centre, VS) s'inscrit dans le même cadre que
l'intervention de Benjamin Roduit (centre, VS). Elle demande le soutien de la
production de vin indigène en diminuant les contingents tarifaires pour une durée
limitée. 
Cette motion a été déposée durant la crise sanitaire du Covid-19. Les fermetures de
certains secteurs (salons de coiffure, restaurants, hôtels, etc.) ont été largement
évoqués, mais il ne faut pas oublier qu'ils n'étaient pas les seuls à subir de lourdes
conséquences économiques. Les vignerons aussi, en livrant principalement les
restaurants, ont fortement souffert des mesures prises pour freiner la pandémie.
D'après le député valaisan, leur taux de vente a rapidement chuté, mettant les
professionnels dans une situation difficile. 

Le Conseil fédéral s'est opposé à cette motion en évoquant les accords internationaux
en vigueur. En effet, les changements  concerneraient non seulement des acteurs
nationaux mais aussi étrangers. De plus, étant conscient que le secteur viticole a été
très touché par les mesures sanitaires prises le 16 mars 2020, le Conseil fédéral a
accepté l'ordonnance «COVID-19 déclassement de vins» le 20 mai 2020, afin
d'octroyer CHF 10 millions pour déclasser du vin suisse d'origine protégée. Le Conseil
fédéral  affirme finalement qu'il n'est, dans cette situation, pas dans l'intérêt de la
Suisse de négocier le volume du contingent tarifaire avec l'OMC.
La motion a été retirée le 11 mai 2022 lors de la session parlementaire. 7

MOTION
DATUM: 11.02.2022
CHLOÉ MAGNIN

01.01.65 - 20.04.24 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



La motion " Mesures urgentes Covid-19 pour la viticulture" souhaite remettre la
production de vin suisse sur les rails de la concurrence. Elle s'inscrit dans une série de
textes déposés par différents parlementaires fédéraux. Avec les difficultés accumulées
durant la pandémie, Benjamin Roduit (centre, VS) estime que les producteurs de vin
suisse ont besoin d'aide pour remonter la pente et pour éviter que la situation ne
s'aggrave plus. Il a, en effet, été estimé que les vigneron.ne.s suisses ont perdu près de
40 pour cent de part de marché. De plus, en raison des subventions et des aides
octroyées par les pays membres de l'UE, une forte inégalité et une « distorsion de
concurrence » sont à remarquer, d'après l'élu valaisan. Pour relancer la consommation
de vin suisse, la motion demande que les importateurs de vin proposent aussi des vins
suisses. Ce type de mesures légales aurait déjà fait ses preuves dans d'autres secteurs
comme l'importation de viande de bœuf. 
De son côté, le Conseil fédéral a affirmé qu'en raison des mentions légales en vigueur, il
ne serait pas possible de réduire la quantité de vin importée de la sorte. En effet, la
quantité du contingent doit, dans tous les cas, être mise à disposition, ce qui depuis la
fusion en 2001 des contingents de vin blanc et de vin rouge, représente 170 millions de
litres. Cette quantité n'a cependant jamais été atteinte. De plus, le Conseil fédéral
affirme qu'une telle mesure aurait des effets non désirés comme une limitation de la
concurrence ou la création d'une rente d'importation, le tout ayant des conséquences
sur le prix du vin ainsi que des coûts de procédure élevés. Cependant, l'exécutif ne
reste pas sans rien faire. Il a approuvé, en mai 2020, un budget de CHF 10 millions afin
de déclasser du vin AOC et soutenir le milieu viticole. En accordant au maximum CHF 2
pour chaque litre de vin déclassé et utilisé dans l'industrie, la Confédération entendait
soutenir les vignerons, stabiliser le marché et éviter une rechute du prix du raisin pour
l'année 2020. Pour toutes ces raisons, le Conseil fédéral a proposé, en août 2020, de
rejeter la motion. Cette dernière a finalement été retirée en mai 2022 par le
parlementaire valaisan en plénum, ce dernier étant visiblement convaincu par les
arguments des autorités. 8

MOTION
DATUM: 11.05.2022
CHLOÉ MAGNIN

Forstwirtschaft

Le conseiller national valaisan Benjamin Roduit (centre) fait le constat que la Suisse
manque d'usines de transformation du bois alors que cette matière première est
particulièrement précieuse, tant pour sa capacité à stocker du CO2 que pour le secteur
de la construction ou de l'énergie. Aujourd'hui, le bois doit passer par les usines
allemandes ou autrichiennes en cas de transformation, une situation dénoncée par le
député centriste qui veut combler ce chainon manquant. S'il demande à la
Confédération de soutenir la création de telles usines, c'est pour répondre à la
concurrence européenne déloyale qui subventionne ces installations, rendant leur
construction peu attractive en Suisse. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion, estimant que les politiques forestières en
œuvre sont suffisantes. Il ne veut, de plus, pas subventionner un secteur économique,
car cela pourrait engendrer une distorsion de concurrence. Toutefois, le ministre en
charge de l'environnement, Albert Rösti, part du principe que la filière du bois va voir
son attractivité augmenter avec les instruments mis en place dans le cadre de la
politique climatique. Au vote, le Conseil national a largement soutenu la motion de
Benjamin Roduit (151 contre 29 et 9 abstentions), sans pour autant que ce dernier ne
fasse le plein de voix chez les libéraux-radicaux et les vert'libéraux. 9

MOTION
DATUM: 03.05.2023
KAREL ZIEHLI

Jagd

Trois motions touchant à la situation sur les alpages ont été classées, car non traitées
dans un délai de deux ans par les chambres. Il s'agit, tout d'abord, de la motion 21.3356
von Siebenthal (udc, BE) sur l'introduction d'une contribution financière permettant de
compenser les investissements qui découlent du maintien de pâturages ouverts dans
les régions d'estivage. Une autre motion de l'UDC bernois (Mo. 21.3357) a également été
classée. Il s'agissait de compenser financièrement les pertes dues à une désalpe
anticipée liée à la présence du loup. Finalement, le texte du centriste valaisan Benjamin
Roduit (Mo. 21.3253) pour une prise en considération du travail supplémentaire dû aux
mesures de protection des troupeaux (par exemple, la pose de clôtures) a également
connu le même sort. Le Conseil fédéral s'opposait aux trois textes, préférant soutenir la
motion 20.4548. 10

MOTION
DATUM: 17.03.2023
KAREL ZIEHLI
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Landwirtschaft und Umweltschutz

Benjamin Roduit (centre, VS) veut rendre possible la mise à disposition d'un fond perdu
aux agricultrices et agriculteurs qui renouvellent leurs cultures fruitières pour des
variétés plus robustes qui permettent une réduction de l'usage des pesticides. Selon
le député, les montants pourraient être prélevés dans l'enveloppe dédiée aux
améliorations foncières, dont la somme totale n'a pas été entièrement épuisée. Le
motionnaire estime à CHF 2.84 millions les sommes qui seraient annuellement
engagées. Guy Parmelin s'est opposé à cette demande, faisant remarquer qu'un tel
mécanisme existe d'ores et déjà ; un mécanisme que Benjamin Roduit n'a pas hésité à
critiquer, à la tribune, pour son manque d'ambition. Une majorité du Conseil national a
décidé de suivre le valaisan, acceptant par 144 voix contre 36 et 5 abstentions sa
proposition. Les oppositions sont venues du camp socialiste et libéral-radical. 11

MOTION
DATUM: 13.06.2023
KAREL ZIEHLI

Le centriste valaisan Benjamin Roduit estime que les coûts engendrés par un
changement des systèmes d'irrigation vers un modèle plus respectueux de
l'environnement sont trop élevés. Il appelle de ses vœux une aide étatique pour les
agricultrices et agriculteurs — par le biais d'une adaptation de l'ordonnance sur les
améliorations structurelles dans l'agriculture (OAS) — qui souhaitent sauter le pas en
remplaçant les pompes à mazout et autres par un système électrifié. Partageant l'avis
du député valaisan sur le besoin d'électrifier l'agriculture, Guy Parmelin, pour le Conseil
fédéral, s'est toutefois opposé à cette motion, faisant remarquer que cette
problématique a été prise en compte dans la refonte complète de l'OAS entrée en
vigueur en 2023, avec une précision des cas soutenus par la Confédération. Cela n'a
pas suffi à convaincre le Conseil national, qui a décidé d'apporter, par 112 voix contre 71
(5 abstentions) son soutien à la motion Roduit. Une majorité des membres de l'UDC et
du PLR s'y est opposée en vain. 12

MOTION
DATUM: 20.09.2023
KAREL ZIEHLI

Agrarprodukte

Réagissant à une initiative parlementaire sur la protection des vins suisses (Iv. pa.
21.461)  – depuis retirée – du député Benjamin Roduit (centre, VS), la CER-CN a déposé
une initiative parlementaire pour instaurer des réserves climatiques pour le secteur
vitivinicole, ainsi qu'une motion pour renforcer la promotion des vins suisses. Les
vigneronnes et vignerons pourraient ainsi récolter une quantité de raisin par
mètre/carré « supérieure au quota cantonal, mais inférieure au rendement maximum
fédéral prévu pour les vins bénéficiant du label AOC ». Ce n'est pas la première fois que
ce sujet résonne dans les couloirs du Parlement, bien que la dernière tentative en date
ait finalement été classée car non traitée par les chambres.
Prenant le contre-pied de la CER-CN, une large majorité (8 voix contre 2 et 2
abstentions) de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
(CER-CE) s'est, quant à elle, opposée au texte, redoutant que cela créé une surcharge
administrative et estimant que les cantons ont d'ores et déjà la possibilité de constituer
des réserves climatiques. L'initiative parlementaire retourne donc dans les mains de la
CER-CN. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.02.2022
KAREL ZIEHLI

Le secteur viticole suisse a connu, ces dernières années, des difficultés d'écoulement
de sa production sur le marché interne. Alors que la concurrence internationale est
forte, le vin suisse représente quelques 37 pour cent des parts de marché. Pour faire
face à cette situation, les milieux concernés ont demandé aux autorités d'augmenter les
moyens à disposition en 2020 et 2021 pour en faire la promotion, alors que CHF 2.8
millions sont aujourd'hui alloués à cet effet. Rentrant en matière pour ces deux années,
en accordant CHF 1 million de plus au budget ordinaire, les autorités envisagent de
réduire puis de renoncer à cette aide financière supplémentaire. Selon une majorité
des membres de la CER-CN, ce rehaussage du budget a pourtant permis de faire
légèrement augmenter les parts de marché du vin suisse, c'est pourquoi la commission
a décidé de déposer une motion afin d'augmenter ces moyens à CHF 9 millions par
année. Les vins promus devront respecter des critères de qualité et de durabilité. Cette
motion de commission vient également en réaction à une initiative parlementaire
déposée – puis retirée suite à l'action de la CER-CN – par le valaisan Benjamin Roduit
(centre; Iv. pa. 21.461) visant une régulation des importations de vin. La commission
souhaite donc privilégier l'incitation plutôt que la restriction. Elle en a également
profité pour déposer une initiative parlementaire visant à la création d'une réserve

MOTION
DATUM: 09.06.2022
KAREL ZIEHLI
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climatique pour ce secteur. Lors des débats au sein du Conseil national, Markus Ritter
(centre, SG), rapporteur de commission et président de l'USP, a défendu une hausse qui
permettrait de se battre à armes égales avec la concurrence européenne – l'Italie
investissant pas moins de CHF 18 millions dans la promotion de son vin sur le marché
helvétique, avec des parts de marché à hauteur de 24 pour cent. 
Dans le système actuel de soutien à la promotion des produits agricoles, la
Confédération investit – jusqu'à hauteur d'un certain montant fixé à l'avance – autant
que les branches concernées, selon les règles de financement paritaire, comme
expliqué par le rapporteur francophone de la commission Olivier Feller (plr, VD).
Augmenter le soutien des autorités à CHF 9 millions reviendrait donc à investir, en
prenant en compte les montants injectés par la branche, les CHF 18 millions que
dépensent les voisins du Sud. Une minorité ainsi que le Conseil fédéral se sont opposés
à cette mesure tant pour des questions budgétaires, de santé publique – est-il juste
d'inciter à la consommation de vin ? –, que d'équité avec la promotion d'autres
produits. Guy Parmelin, pour le Conseil fédéral, a ainsi averti les député.e.s qu'en cas
d'acceptation de la motion, ce seront d'autres secteurs agricoles qui verront leurs
moyens dédiés à leur mise en avant s'amenuiser, le budget pour la promotion des
produits agricoles faisant partie d'un pot commun. De son côté, Kathrin Bertschy (pvl,
BE) a fait remarquer que, ramené à chaque bouteille de vin, le soutien suisse est plus
élevé que celui engagé par la concurrence étrangère.
Lors du vote, les lignes de fractures politiques ont été supplantées par d'autres
clivages, tels que le Röstigraben entre suisse-allemande et suisse latine, comme l'a fait
remarquer le journal Le Temps. Ainsi, 82 pour cent des romand.e.s et tessinois.e.s ont
voté en faveur de ce soutien tandis que seuls 38 pour cent des germanophones ont
décidé d'en faire de même. Cela s'explique, en partie, par la localisation des lieux de
production viticole, statistiquement bien plus importants dans les cantons latins que
dans les cantons alémaniques. Ramené aux partis, on observe que les socialistes, les
vert.e.s et les libéraux-radicaux ont comptabilisé un nombre égal de soutien et
d'opposition dans leurs rangs, tandis que les membres du Centre et de l'UDC ont
majoritairement soutenu le projet et que les membres vert'libéraux l'ont combattu. Au
final, la proposition de la commission a été suivie par 98 député.e.s contre 61, alors que
22 parlementaires de tous bords se sont abstenu.e.s. 14

Pflanzliche Produktion

Le Conseil national, ne s'étant pas emparé de la motion Roduit (centre, VS) deux ans
après son dépôt, a classé l'objet. Le parlementaire valaisan appelait de ses vœux la
création d'une Task-force pour lutter contre les ravageurs émergents. Le Conseil
fédéral s'y opposait, argumentant que des chercheurs et chercheuses travaillent déjà
sur ces questions et que la future Politique agricole 22+ prévoit d'inscrire dans la LAgr
un article de loi qui permettra de mieux agir. 15

MOTION
DATUM: 19.03.2021
KAREL ZIEHLI

Lebensmittel

Le député valaisan Benjamin Roduit (centre) a déposé une motion afin de promouvoir
la consommation de fruits et légumes locaux. Pour cela, il souhaiterait que le Conseil
fédéral mette en place des mesures structurelles en s'inspirant des pratiques en la
matière aux niveaux suisse et européen. Lors des débats en chambre, ses arguments
ont porté sur des aspects de santé publique (obésité, diabètes de type 2, maladies
cardiovasculaires, etc.) ainsi que de politique environnementale et économique
(soutien à l'agriculture et à l'économie locale). La mise en place de distributeurs
automatiques proposant des produits frais et locaux dans des écoles valaisannes est un
exemple dont les autorités pourraient s'inspirer d'après l'élu du Centre.
Soutenant les buts visés par la motion, le Conseil fédéral s'y est toutefois opposé,
estimant agir déjà suffisamment en la matière (campagnes de sensibilisation,
application mobile, etc.). 
La motion a, malgré tout, été acceptée par 110 voix contre 63 et 6 abstentions, les
soutiens provenant essentiellement des partis de gauche, des vert'libéraux et du
Centre, tandis que seules quelques voix s'y sont ralliées parmi les membre du PLR et de
l'UDC. 16

MOTION
DATUM: 05.05.2021
KAREL ZIEHLI
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Tout comme la chambre du peuple, une majorité du Conseil des Etats veut promouvoir
la consommation de fruits et légumes locaux. La chambre haute a donné son feu vert à
la motion Roduit (centre, VS) qui permettrait, d'une part, de contribuer à lutter contre
le surpoids et l'obésité et, d'autre part, d'inciter à la consommation d'une alimentation
plus respectueuse du climat. Marianne Maret (centre, VS), pour la majorité de la
commission, a insisté sur la nécessité d'informer correctement la population, une
démarche nécessaire pour un bon fonctionnement de la responsabilité individuelle.
Pour la minorité opposée à cette motion, Jakob Stark (udc, TG) a invoqué l'importance
du fédéralisme – s'opposant à des mesures centralisées – et une campagne qu'il
considère comme superflue au vu du niveau d'information de la population à ce sujet;
un avis partagé par le Conseil fédéral, représenté par Alain Berset lors de ce débat. Cela
n'aura pas suffi à convaincre un nombre suffisant de sénatrices et de sénateurs qui ont
accepté par 21 voix contre 16 et 2 abstentions cette proposition. Le Conseil fédéral est
donc chargé de mettre ce texte en œuvre. 17

MOTION
DATUM: 27.09.2021
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der nationalrätlichen Debatte zur parlamentarischen Initiative Chiesa (svp, TI) für
eine Verdoppelung des Maximalabzugs für Krankenkassenprämien bei der direkten
Bundessteuer in der Wintersession 2020 wiesen die Kommissionssprechenden
Benjamin Roduit (mitte, VS) und Barbara Gysi (sp, SG) auf die weit fortgeschrittenen
Arbeiten zur Umsetzung der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) hin. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, empfahl die Kommissionsmehrheit, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Mit 121 zu 60 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) folgte der Nationalrat diesem Antrag und lehnte einen Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG) auf Folgegeben ab. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Malgré les débats parlementaires en cours sur la loi fédérale relative à un
approvisionnement sûr en électricité (21.047), un comité citoyen, emmené par le
conseiller national Benjamin Roduit (centre, VS), a lancé une initiative populaire, en
janvier 2023, pour ancrer dans la Constitution l'intérêt national des énergies indigènes
renouvelables. L'initiative populaire force la Confédération, les cantons et les
communes à mettre en valeur et à accélérer l'utilisation des énergies renouvelables
comme l'éolien, le solaire et l'hydraulique. D'après le comité, une renforcement des
énergies renouvelables est le seul moyen pour sécuriser l'approvisionnement
énergétique helvétique et répondre aux défis de la décarbonisation. De plus, comme l'a
indiqué à la presse le député valaisan, cette initiative populaire fédérale intitulée
«Chaque kilowattheure indigène et renouvelable compte!» a pour objectif de
soulever le débat dans la société et de mettre la pression sur la coupole fédérale. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.01.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

Alternativenergien

Le Conseil national s'est penché sur l'initiative parlementaire du député Sidney
Kamerzin (centre, VS). Cette initiative vise une révision du droit de recours des
organisations de protection de l'environnement. Lors des débats, le député valaisan a
rappelé les objectifs d'autonomie énergétique, de sécurité de l'approvisionnement et
mentionné la hausse des coûts de l'énergie. Il a également indiqué que si deux tiers des
recours des organisations de protection de l'environnement étaient soit abandonnées,
soit rejetées, ils décourageaient les responsables de ces projets. Face à cette réalité, il
a indiqué que presque aucun projet énergétique d'envergure n'a été réalisé en Suisse
lors des 30 dernières années. Finalement, il a précisé que l'initiative parlementaire ne
ciblait que le droit de recours des organisations de protection de l'environnement, et
non pas le droit de recours des propriétaires. 
Afin de soutenir l'initiative parlementaire, la frange valaisanne est montée à la tribune.
Jean-Luc Addor (udc, VS), Benjamin Roduit (centre, VS) et Philippe Nantermod (plr, VS)

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2023
GUILLAUME ZUMOFEN
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ont fustigé la position de la majorité de la Commission de l'environnement, de
l'aménagement du territoire et de l'énergie (CEATE-CN), rappelé l'urgence de la
situation et indiqué la lassitude de la population face aux recours à rallonge des
organisations de protection de l'environnement.
Pour sa part, la majorité de la CEATE-CN a rappelé le rôle de contrôle du droit de
recours afin de permettre une application correcte du droit environnemental.
S'appuyant sur des statistiques, la majorité a indiqué que les organisations de
protection de l'environnement utilisent le droit de recours avec parcimonie et
obtiennent, dans la majorité des cas, gain de cause devant les tribunaux. Face à cette
réalité, la majorité de la CEATE-CN a conclu qu'une opposition par principe des
organisations de protection de l'environnement relevait du fantasme plutôt que de la
réalité. 
Au final, le Conseil national a refusé de donner suite à l'initiative parlementaire par 100
voix contre 67 et 8 abstentions. L'argumentaire valaisan n'a convaincu que le groupe
UDC, 7 voix du groupe PLR et 15 voix du groupe du Centre. 20

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Im Februar 2021 befasste sich die KVF-SR mit vier parlamentarischen Initiativen,
welche vergünstigte Tageskarten für Schulklassen forderten (Pa.Iv. 19.504 Munz (sp,
SH); Pa.Iv. 19.505 Roduit (cvp, VS); Pa.Iv. 19.506 Eymann (lpd, BS); Pa.Iv. 19.507 Trede (gp,
BE)). Wie bereits in der KVF-NR stiessen die Initiativen auch bei der
Schwesterkommission auf Zustimmung; sie begrüsste die finanzielle Unterstützung von
schulischen Aktivitäten, die ausserhalb des Klassenzimmers stattfinden. Die
Kommission wies darauf hin, dass die Branchenorganisation des öffentlichen Verkehrs
Alliance SwissPass für die Tarifregelung zuständig sei. Daher solle diese einen
Tarifvorschlag im Sinne der Initiativen ausarbeiten. Erst danach solle geprüft werden,
ob eine Änderung gesetzlicher Grundlagen nötig sei. Eine Kommissionsminderheit
beantragte, den Initiativen keine Folge zu geben, da die Kompetenz in Bildungsfragen
bei den Kantonen und Gemeinden liege. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2023 schrieb der Nationalrat vier parlamentarische Initiativen, welche
vergünstigte Tageskarten für Schulklassen gefordert hatten, stillschweigend ab. Die
KVF-NR hatte zuvor in ihrem Bericht erklärt, dass das Anliegen der parlamentarischen
Initiativen (Pa.Iv. 19.504 Munz, sp, SH; Pa.Iv. 19.505 Roduit, cvp, VS; Pa.Iv. 19.506
Eymann, lpd, BS;  Pa.Iv. 19.507 Trede, gp, BE) im Rahmen der Revision des
Personenbeförderungsgesetzes (BRG 21.039) bereits umgesetzt worden sei.
Schulklassen können somit künftig von ermässigten Tarifen im öffentlichen Verkehr
profitieren. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2023
MARCO ACKERMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Nachdem der Bundesrat den Bericht in Erfüllung des Postulates Roduit (mitte, VS), der
eine Prüfung der Massnahmen der Schweiz und der EU-Mitgliedstaaten zur
Bekämpfung von Sozial- und Lohndumping verlangt hatte, publiziert hatte, wurde das
Geschäft in der Sommersession 2022 vom Nationalrat abgeschrieben. Der Bundesrat
hatte das Postulat in seinem Bericht über die Motionen und Postulate 2022 als erfüllt
erachtet und die Abschreibung beantragt. 23

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
GIADA GIANOLA
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Im Frühjahr 2022 reichte Benjamin Roduit (mitte, VS) eine Motion ein, die auf die
verstärkte Forschungsförderung zu Endometriose abzielte. So solle der SNF mit einem
entsprechenden Forschungsauftrag betraut werden, wobei auch auf die finanziellen
Auswirkungen der Krankheit auf die Krankenkassen und die Gesellschaft eingegangen
werden soll. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion.
Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2023 mit dem Vorstoss. Vor seinen
Ratskolleginnen und -kollegen betonte der Motionär die Bedeutung seines Anliegens.
Bedingt durch ihr Ausmass – eine von zehn Frauen sei von der Krankheit betroffen –
und den mit ihr verbundenen Einschränkungen im täglichen Leben handle es sich bei
der Endometriose um ein öffentliches Gesundheitsproblem. Oftmals werde die
Krankheit aber erst nach vielen Jahren diagnostiziert – einerseits aufgrund
ungenügenden Wissens in der Bevölkerung und bei der Ärzteschaft, andererseits wegen
dem begrenzten Zugang zu Diagnose- und Behandlungsmöglichkeiten. Das Parlament
habe sich bereits einige Male dem Thema Endometriose angenommen. Dennoch biete
beispielsweise das Postulat der WBK-SR mit dem Titel «Für eine Strategie zur
Früherkennung von Endometriose» nicht die benötigten Forschungsmittel für eine
entsprechende Studie. Bundesrat Guy Parmelin beteuerte, dass sich Bund und Kantone
dafür engagierten, dass Frauen mit Endometriose die notwendige
Gesundheitsversorgung erhielten. Da die Regierung auf das «bottom-up»-Prinzip setze,
bei welchem Forschende von Schweizer Hochschuleinrichtungen jederzeit einen Antrag
für Mittel stellen können, um ihre wissenschaftlichen Projekte zu Endometriose
durchzuführen, und es bereits mehrere solche Projekte gebe, beantrage die
Landesregierung dennoch die Ablehnung der Motion. Mit 106 zu 76 Stimmen (bei 9
Enthaltungen) nahm der Nationalrat den Vorstoss jedoch an. Dabei stimmten die
Fraktionen der SP, GLP und der Grünen geschlossen für den Antrag. Von der Mitte-
Fraktion enthielten sich 7 Mitglieder ihrer Stimme, der Rest sprach sich ebenfalls für
die Motion aus. Gegen den Vorstoss stimmten hingegen die Fraktionen der SVP und der
FDP, wobei sich pro Fraktion je eine Person gegen die Fraktionsmeinung stellte und das
Geschäft befürwortete. Die restlichen beiden Enthaltungen stammten aus den Reihen
der FDP. 
Dass das Thema nicht nur innerhalb des Parlaments zu reden gab, sondern auch in der
Bevölkerung sehr präsent ist, zeigt etwa die Petition «Endometriose – Geben Sie
Betroffenen eine Stimme!» (Pet. 22.2012), welche von 18'672 Personen unterschrieben
wurde, sowie die Petition «Chancengleichheit für eine ganzheitliche sexuelle
Gesundheit von Frauen» (Pet. 21.2035). Letztere war im Rahmen der Frauensession
2021 eingereicht worden. 24

MOTION
DATUM: 20.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem der Nationalrat während der Herbstsession 2023 die Motion Roduit (mitte,
VS) mit dem Titel «Endometriose. Schluss mit den medizinischen Irrungen und
Wirrungen» angenommen hatte, befasste sich der Ständerat in der darauffolgenden
Wintersession mit dem Geschäft. WBK-SR-Sprecherin Isabelle Chassot (mitte, FR)
betonte die Relevanz, welche der Endometrioseforschung zukomme. Dennoch
empfehle die Kommission, den Vorstoss abzulehnen. Die Freiburgerin begründete diese
Haltung damit, dass zur Festlegung von Forschungsthemen transparente und
koordinierte Regeln existierten, an denen die ständerätliche WBK festhalten wolle.
Projekte zur Endometriose könnten etwa durch das NFP 83 «Gendermedizin und
-gesundheit» unterstützt werden. Anders sah dies Céline Vara (gp, NE), welche die
Annahme der Motion beantragte. Sie begründete ihren Antrag unter anderem damit,
dass die spezifisch weibliche Krankheit Endometriose nicht in das Thema «Gender»
passe und die Forschungsförderung für Endometriose verglichen mit anderen
Krankheiten gering ausfalle. Weiter verwies sie auf die Petition «Endometriose – Geben
Sie Betroffenen eine Stimme!» (Pet. 22.2012), welche mit über 18'000 Unterschriften
eine breite Unterstützung erfahren hatte. Nichtsdestotrotz lehnte der Ständerat die
Motion mit 23 zu 11 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) ab. 25

MOTION
DATUM: 11.12.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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Gesundheitspolitik

Während der Sondersession im Mai 2021 stand eine Motion Roduit (mitte, VS), die das
Trinken von Wasser und natürlichen Fruchtsäften fördern wollte, auf der
Traktandenliste des Nationalrates. Der Motionär argumentierte, es sei gerade die junge
Bevölkerung, die vorwiegend zuckerhaltige Getränke und nur wenig Obst und Gemüse
zu sich nehme. Sie solle folglich besonders angesprochen werden. Sein Geschäft gelte
es neben gesundheitlichen, wirtschaftlichen, sozialen und politischen Gründen auch
der Umwelt zuliebe anzunehmen. Die zurzeit in diesem Themenbereich vorgesehenen
Massnahmen liessen gemäss Roduit zu wünschen übrig. So griffen mehrere Projekte,
die im Zusammenhang mit der Schweizer Ernährungsstrategie 2017–2024 realisiert
würden, nur unzureichend und seien schlecht verbreitet. Es bedürfe stattdessen der
Verbreitung und Unterstützung konkreter Projekte. Als Beispiel führte Roduit die
Installation von Wasserbrunnen in Schulen auf. Gesundheitsminister Berset erachtete
die Motion hingegen als überflüssig. Er erklärte, dass bereits einiges unternommen
worden sei und man sich mit diesen Entwicklungen auf dem richtigen Weg befinde. Der
Konsum von Fruchtsäften entspreche ungefähr der empfohlenen Menge und sollte
angesichts der Tatsache, dass Saft ebenfalls über Zucker und Kalorien verfügt, nicht
erhöht werden. Daher empfehle der Bundesrat, das Geschäft abzulehnen. Diesem
Votum folgte die grosse Kammer mit 92 zu 80 Stimmen (bei 8 Enthaltungen). 26

MOTION
DATUM: 05.05.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels einer im September 2019 eingereichten Motion forderte Benjamin Roduit (mitte,
VS) eine Schweizer Kohortenstudie zur Untersuchung der Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen. Während der Behandlung des Geschäfts durch den Nationalrat in der
Herbstsession 2021 erläuterte der Walliser sein Anliegen. Im Rahmen einer
Kohortenstudie solle eine grosse Anzahl Kinder und Jugendlicher über einen längeren
Zeitraum hinweg beobachtet werden. Dabei sollen Faktoren untersucht werden, die
einen Einfluss auf das Risiko der Entwicklung von Krankheiten haben. Eine solche
Kohortenstudie diene als wichtiges Referenzinstrument für die Forschung im Bereich
der öffentlichen Gesundheit. Kenne man die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen, könnten im Gesundheitswesen langfristig erhebliche Einsparungen
erzielt werden. Eine solche Studie fehle allerdings bislang, so würden beispielsweise im
Rahmen der vom Bundesrat häufig zitierten «Health Behaviour in School-aged
Children»-Studien jedes Mal andere Kinder untersucht. Bundesrat Alain Berset gab zu,
dass es in diesem Bereich Lücken gebe. Dennoch empfahl er die Motion zur Ablehnung,
da das angestrebte Ziel auf anderen Wegen erreicht werden könne. Dabei verwies er
auf das Postulat Roduit über «Die Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen» und auf den Nationalen Gesundheitsbericht 2020. Mit 106
zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Nationalrat die Motion an. Während sich die
Fraktionen der SP, Grünen, GLP und Mitte geschlossen bzw. grossmehrheitlich für die
Motion aussprachen, lehnten die SVP- und die FDP-Fraktion den Vorstoss geschlossen
ab. 27

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Anfang Februar 2022 reichte die nationalrätliche SGK eine Kommissionsmotion zur
Ausarbeitung und Implementierung einer nachhaltigen Data-Literacy-Strategie in der
digitalen Transformation des Gesundheitswesens ein. Data-Literacy – oder
Datenkompetenz – bezeichnet laut Motion «die Fähigkeit, Daten kritisch zu erheben, zu
verwalten, zu evaluieren und anzuwenden». Im Rahmen eines Projekts sollen
Datenerhebungen und -verknüpfungen durchgeführt werden, mit denen die
Erfahrungen und Folgen von unterschiedlichen Behandlungsansätzen im Zuge der
Covid-19-Pandemie gesammelt und ausgewertet werden. Ein besonderes Augenmerk
gelte es auf den ambulanten Bereich zu legen. Zur Entwicklung geeigneter
Methodologien und Konzepte bedürfe es einer Zusammenarbeit von BAG, BFS,
Berufsverbänden, Fachpersonen aus dem Bereich der Statistik und der Data-Literacy
sowie den Akademien der Wissenschaften Schweiz. Yvonne Feri (sp, AG) und Benjamin
Roduit (mitte, VS) stellten dem Nationalrat das Kommissionsanliegen anlässlich der
Sondersession im Mai 2022 vor. Durch die Covid-19-Pandemie sei ersichtlich
geworden, dass zur tatsächlichen Verbesserung der Datennutzung mehr unternommen
werden müsse, als lediglich Fax durch E-Mails zu ersetzen. Es gelte, die gesammelten
Daten gezielt einzusetzen, miteinander zu vergleichen und zu verknüpfen. Denn «mehr
Daten [bedeuteten] nicht automatisch mehr Qualität». Gesundheitsminister Berset
versicherte, dass der Bundesrat diesen Bereich als wichtig und zentral erachte, empfahl
die Motion aber dennoch zur Ablehnung, da bereits einige Arbeiten dazu im Gange
seien. Dazu gehörten etwa eine Plattform des BFS zur Interoperabilität von Daten,
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DATUM: 11.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Berichte zur Verbesserung des Datenmanagements im Gesundheitsbereich und in
Erfüllung eines Postulats Humbel (mitte, AG; Po. 15.4225) sowie die Unterstützung des
Bundesrates für die Entwicklung der digitalen Kompetenzen in der universitären Lehre.
Mit 134 zu 45 Stimmen nahm die grosse Kammer das Geschäft dennoch an. Dabei
stammten alle 45 Gegenstimmen aus dem Lager des SVP-Fraktion. 28

Im Juni 2022 reichte die SGK-NR ein Postulat zum Thema «Betreuung von Menschen
mit Demenz» ein. Konkret wollte sie den Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts
betrauen, in dem dargelegt wird, wie die Finanzierung dieser Betreuungsleistungen
ortsunabhängig verbessert werden kann. Das Geschäft kam in der Herbstsession 2022
in den Nationalrat, wo Barbara Gysi (sp, SG) und Benjamin Roduit (mitte, VS) das
Kommissionsanliegen vorstellten. Bis 2050 sei zu erwarten, dass die Zahl an Menschen
mit Demenzerkrankung in der Schweiz um 300'000 Personen zunehmen werde – heute
lebten hierzulande rund 147'000 Personen mit dieser Krankheit. Dabei übernähmen
Angehörige einen signifikanten Anteil der anfallenden Kosten und würden fast die Hälfte
der Betreuungsleistungen erbringen. Gysi erklärte, dass es zwar bereits verschiedene
Arbeiten zur Thematik gebe, dass es nun aber «konkrete[r] Massnahmen» bedürfe, um
tatsächlich eine Verbesserung der Betreuungssituation zu erzielen. Eine Minderheit
Aeschi (svp, ZG) empfahl das Postulat zur Ablehnung. Thomas Aeschi verwies auf die
Nationale Plattform Demenz, im Rahmen derer sechs Schwerpunkte definiert wurden,
welche den geforderten Bericht obsolet machten. Ebenfalls gegen den Vorstoss sprach
sich Gesundheitsminister Berset aus. Auch nach Ansicht des Bundesrates könnten die
von der Kommission aufgeworfenen Fragen im Zuge der laufenden Arbeiten geklärt
werden. Mit 115 zu 71 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) folgte die Ratsmehrheit der
Kommissionsmehrheit und nahm das Postulat an. Die Fraktionen der SP, GLP, der Mitte
und der Grünen stimmten geschlossen für Annahme des Vorstosses, die Fraktion der
SVP geschlossen dagegen. Einzig die FDP-Fraktion zeigte sich gespalten, wobei das
fraktionsinterne Nein-Lager deutlich in Überzahl war. 29

POSTULAT
DATUM: 27.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Medikamente

Der Nationalrat folgte in der Herbstsession 2022 seiner vorberatenden SGK, indem er
einer Standesinitiative des Kantons Aargau zur Sicherung der Landesversorgung mit
essenziellen Wirkstoffen, Medikamenten und medizinischen Produkten mit 108 zu 63
Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge gab. Die Kommissionssprecher Marcel Dobler
(fdp, SG) und Benjamin Roduit (mitte, VS) hatten zuvor für die Kommissionsmehrheit
ausgeführt, dass das aargauische Anliegen zwar berechtigt sei, dass die Forderungen
indes bereits anderweitig aufgenommen worden seien – etwa im Bericht
«Versorgungsengpässe mit Humanarzneimitteln in der Schweiz: Situationsanalyse und
zu prüfende Verbesserungsmassnahmen» und in der Revision des EpG. Eine Minderheit
rund um Yvonne Feri (sp, AG) argumentierte vergeblich, dass es nun gelte, «den Druck
hochzuhalten und zu vermeiden, dass wir künftig in einen Engpass kommen,
insbesondere wenn sich wiederum eine gesundheitliche Pandemie breitmachen
würde». Die Initiative ist damit erledigt. 30

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Herbstsession 2023 beriet der Nationalrat die Motion Stöckli (sp, BE) zum
Erstellen und Bewirtschaften von Medikationsplänen, wodurch die Medikationsqualität
und die Sicherheit von polymorbiden Personen erhöht werden soll. Für eine Mehrheit
der SGK-NR, welche sich im Vorfeld mit 12 zu 11 Stimmen knapp für das Geschäft
ausgesprochen hatte, erklärten Flavia Wasserfallen (sp, BE) und Benjamin Roduit (mitte,
VS), dass ein Obligatorium zum Erstellen von Medikationsplänen notwendig sei, um die
Patientensicherheit zu steigern und die Medikamentenkosten zu dämpfen. Verena
Herzog (svp, TG), welche sich als Teil der Minderheit gegen den Vorstoss stellte,
anerkannte zwar die Relevanz der Medikationspläne, gab allerdings zu bedenken, dass
die überwiesene Motion Stöckli 18.3512 «de facto» das Gleiche bewirke wie die
gegenwärtig vorliegende Motion. Folglich sollten zuerst die bereits begonnenen
Arbeiten abgewartet werden. Weiter gehe die im Rat zur Debatte stehende Motion mit
unnötigem administrativen Aufwand einher, weil bereits bei einem Medikament und
auch bei Selbstmedikation ein Medikationsplan erstellt werden müsse. Dem Argument
gegen die Doppelspurigkeit schloss sich Gesundheitsminister Alain Berset an, der die
Motion im Namen des Gesamtbundesrats zur Ablehnung empfahl. Trotz dieser
Einwände nahm der Nationalrat den Vorstoss mit 111 zu 66 Stimmen (bei 9 Enthaltungen)
an. Die Fraktionen der GLP, Grünen, Mitte und SP stimmten geschlossen respektive
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grossmehrheitlich für Annahme. 31

Epidemien

In der Sommersession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Frage, ob die
Regelung zur Versorgungssicherheit in der Verfassung ergänzt werden solle, ob also
die Verantwortung des Bundesrates für die Versorgung der Bevölkerung mit «den
wichtigsten sensiblen Medikamenten, Wirkstoffen und Schutzmaterial» sowie für
Schutzmassnahmen gegen eine Pandemie explizit in die Verfassung geschrieben werden
soll. Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) begründete den Antrag der
Kommissionsminderheit, der parlamentarischen Initiative Folge zu geben, mit dem
Verweis auf die Unzulänglichkeiten der bisherigen Regelung, welche die Corona-
Pandemie deutlich aufgezeigt habe. Die Relevanz der Problematik zeigten überdies
auch Pläne für ähnliche Standesinitiativen sowie für eine Volksinitiative, betonte
Weichelt-Picard. Die beiden Kommissionssprecher Benjamin Roduit (mitte, VS) und
Thomas de Courten (svp, BL) anerkannten zwar die Relevanz der Frage und die
Notwendigkeit entsprechender Massnahmen, bestritten aber die Notwendigkeit einer
Verfassungsänderung. Die nötigen gesetzlichen Grundlagen seien bereits vorhanden,
insbesondere in Form des Landesversorgungsgesetzes (LVG). Es seien auch bereits
ähnliche Vorstösse angenommen worden (Mo. 20.3166 und Po. 20.3241), zudem habe
der Bundesrat auf Anfang 2022 die Erarbeitung konkreter Massnahmen angetönt. Mit
121 zu 66 Stimmen (bei einer Enthaltung) entschied sich der Nationalrat, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Einzig bei den geschlossen
stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen stiess der Vorstoss auf Anklang. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Suchtmittel

Mit 17 zu 8 Stimmen empfahl die SGK-NR im November 2020 die Volksinitiative «Ja zum
Schutz der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung» abzulehnen, wobei sich eine
Minderheit für das Volksbegehren aussprach. Gut einen Monat zuvor hatte die
Kommission Vertreterinnen und Vertreter des Initiativkomitees konsultiert.
Während der Frühjahrssession 2021 stand die Initiative auf der Traktandenliste des
Nationalrates. Die grosse Kammer zeigte sich bezüglich des Volksbegehrens gespalten.
Benjamin Roduit (mitte, VS) und Lorenz Hess (mitte, BE) sprachen sich für die
Kommissionsmehrheit gegen die Initiative aus. Ihnen zufolge hätte eine Annahme ein
«faktisches Totalverbot» von Werbung zur Folge, was die Markt- und Handelsfreiheit
von «sich legal im Handel befindenden Produkten» unverhältnismässig einschränken
würde. Dies gehe auch mit wirtschaftlichen Konsequenzen für den Staat, der durch
entsprechende Steuereinnahmen mitverdiene, sowie für Veranstaltungen und Medien,
die von Sponsoring und Werbung abhängig seien, einher. Zielführender sei ein
Kompromiss, bei dem der Jugendschutz im Vordergrund stehe, etwa in Form des
Tabakproduktegesetzes. Dies entsprach weitgehend der Meinung der bürgerlichen
Parteien SVP, FDP und Mitte. Nicht einverstanden damit waren hingegen die SP, Grünen
und die GLP, welche die Ansicht vertraten, dass das Tabakproduktegesetz zu wenig weit
gehe. Flavia Wasserfallen (sp, BE) betonte die Wichtigkeit der Volksinitiative, da die
Mehrheit aller Rauchenden als Minderjährige mit dem Tabakkonsum begonnen hätten
und dieser zu Gesundheitskosten sowie Kosten für die Wirtschaft in der Höhe von je
CHF Mrd. 4 führe. Gesundheitsminister Alain Berset stellte sich im Namen des
Bundesrates auf die Seite der Gegnerschaft, ebenfalls mit der Meinung, dass es sich
beim Tabakproduktegesetz um das griffigere Instrument handle. Der Nationalrat
empfahl das Volksbegehren in der Folge mit 96 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) zur
Ablehnung. 33

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.11.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Sommer 2020 verlangte Benjamin Roduit (mitte, VS) mittels Motion ein Verbot von
Zusatzstoffen in Tabakprodukten und elektronischen Zigaretten, die das
Suchtpotential oder die Toxizität erhöhen. Zudem wollte er das «Inverkehrbringen […]
von Rauchtabakerzeugnissen mit einem charakteristischen Aroma» verbieten. Als
Grund führte er in der Sommersession 2022 unter anderem die erhöhte Suchtwirkung,
die mit dem Konsum solcher Produkte einhergehe, an. Denn durch die hinzugefügten
Stoffe würden beispielsweise der Hustenreiz unterdrückt und die Nikotinaufnahme
erleichtert. Ausserdem realisierten die Konsumentinnen und Konsumenten durch das
Aroma den Schaden, welchen sie ihrem Körper zufügten, weniger stark. Besonders
davon betroffen seien junge Menschen. So zeige etwa eine US-amerikanische Umfrage,
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dass vier von fünf Jugendlichen, die mit dem Rauchen beginnen, zu einem
aromatisierten Produkt greifen würden. Unter anderem in der Europäischen Union,
Grossbritannien, Nordirland und Kanada seien diese Zusatzstoffe bereits seit einigen
Jahren verboten. Sehe man hierzulande von einem Verbot ab, beschafften sich die
europäischen Jugendlichen in Zukunft aromatisierte Zigaretten aus der Schweiz, so der
Motionär weiter. Das Anliegen sei bereits im Zusammenhang mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Initiative «Kinder und Jugendliche ohne Tabak» diskutiert worden.
Mit der Absicht, den Gegenentwurf zur Volksinitiative nicht allzu fest zu verschärfen, sei
der Punkt damals jedoch nicht aufgenommen worden. Nach Annahme der Initiative
solle dieser Punkt nun jedoch noch geklärt werden. Gesundheitsminister Berset
erachtete das Anliegen des Motionärs als wichtig. Die Situation habe sich seit der ersten
Bundesratsvorlage zum Tabakproduktegesetz 2015 allerdings stark verändert und es
wäre nun für den Bundesrat in Anbetracht der vom Parlament verabschiedeten
Regelungen schwierig, diese Motion umzusetzen. Mit 89 zu 81 Stimmen (bei 15
Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion an. Dabei stimmten lediglich die GLP-
und die Grünen-Fraktion geschlossen – sie sprachen sich für die Motion aus –, alle
übrigen Fraktionen zeigten sich gespalten. Die Mitglieder der SP- und der Mitte-
Fraktion stimmten mehrheitlich für Annahme, die Mitglieder der SVP- und der
FDP.Liberalen-Fraktion mehrheitlich für Ablehnung. 34

Anfang Sommersession 2023 nahm sich der Ständerat einer Motion Roduit (mitte, VS)
mit dem Titel «Aromatisierte Zigaretten. Junge Menschen schützen» an. Für die
Mehrheit der SGK-SR sprach sich Hannes Germann (svp, SH) gegen das Geschäft aus. Er
begründete diese Haltung damit, dass einige Forderungen des Vorstosses mit dem
neuen Tabakproduktegesetz bereits erfüllt und andere erst vor kurzem abgelehnt
worden seien. Hans Stöckli (sp, BE) von der Kommissionsminderheit, welcher auf die
schädliche Wirkung entsprechender Produkte hinwies, sah dies anders und beantragte
Annahme der Motion. Gesundheitsminister Berset wiederum schloss sich der
Argumentation Germanns an und empfahl die Ablehnung der Geschäfts. Anschliessend
schickte der Ständerat die Motion mit 24 zu 11 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) bachab. 35

MOTION
DATUM: 30.05.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialhilfe

Anfang März 2023 beschäftigte sich der Nationalrat mit einer Motion Roduit (mitte, VS)
zum Thema «Früherkennung von armuts- oder überschuldungsgefährdeten
Personen». Vor seinen Ratskolleginnen und Ratskollegen betonte der Motionär, dass
Überschuldung oftmals nicht auf individuellem verschwenderischen Verhalten gründe,
sondern ein systemisches Problem dahinterstecke. Dabei seien in erster Linie
Haushalte aus der unteren Mittelschicht betroffen, die sich knapp über den
Sozialhilferichtlinien befänden. Die Folgen von Überschuldung seien Probleme
gesundheitlicher und sozialer Natur und damit verbunden erneut substanzielle soziale
und wirtschaftliche Kosten. Insbesondere die Covid-19-Pandemie habe die Lage
zugespitzt. Da den Kantonen eine zentrale Rolle bei der Umsetzung von Präventions-
und Armutsbekämpfungsmassnahmen zukomme, forderte der Walliser vom Bundesrat
die Ausarbeitung eines Konzepts, welches die Kantone dazu ermächtigt, effektive
Programme zur Sozial- und Überschuldungsprävention einzuführen. Bundesrat Alain
Berset erklärte, dass der Bund die Kantone im Kampf gegen die Armut etwa durch
Studien unterstütze, dass sich der Bundesrat allerdings gegen die Motion ausspreche,
weil diese weitreichende Massnahmen auf Bundesebene beinhalte und es nicht im
Interesse der Exekutive sei, Änderungen an der Kompetenzaufteilung vorzunehmen. Für
den Fall einer Annahme des Geschäfts durch den Nationalrat wolle der Bundesrat daher
im Ständerat einen Antrag auf Abänderung der Motion in einen Prüfungsauftrag stellen.
Bei der Abstimmung in der grossen Kammer sprach sich schliesslich eine Mehrheit (101
zu 80 Stimmen, 3 Enthaltungen) für die Motion Roduit aus. Geschlossen für den
Vorstoss stimmten die Fraktionen der SP, der GLP und den Grünen sowie
grossmehrheitlich die Mitte-Fraktion. Die Gegenstimmen stammten aus dem
bürgerlichen Lager.
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Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Mit 16 zu 9 Stimmen forderte die SGK-NR in einer Motion im Januar 2024 den
Bundesrat auf, eine Gesetzesänderung vorzulegen, welche die Alterskinderrenten in
der AHV und der beruflichen Vorsorge abschafft und gleichzeitig die EL für Eltern mit
Unterhaltspflicht erhöht. Die Alterskinderrente kommt neben der AHV-Rente
zusätzlich Pensionierten zugute, welche Kinder haben, die entweder minderjährig oder
noch nicht 25 Jahre alt sind und sich noch in der Erstausbildung befinden. Laut der
Kommission seien die Kosten der Alterskinderrente in den letzten Jahren stark
gestiegen. Ausserdem generiere sie in ihrer heutigen Form Ungleichheit: Sie
begünstigte primär Männer, da diese häufiger als Frauen nahe des Rentenalters noch
Eltern werden würden und zusätzlich seien AHV-Beziehende mit einem hohen
Einkommen besser gestellt, da die Höhe der Alterskinderrente von der Rentenhöhe der
Eltern abhänge.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er habe sich in den letzten Jahren
bereits bei mehreren Gelegenheiten mit der Abschaffung der Alterskinderrente befasst,
wobei er aus zwei Gründen stets dagegen gewesen sei: Betroffene Kinder müssten
durch die Rente seltener in einem prekären Umfeld aufwachsen und die Möglichkeit
eine längere Ausbildung abzuschliessen, würde bei einer Abschaffung der Rente
erschwert. Letzteres Argument belege auch eine Studie, die der Bundesrat im Zuge der
Erfüllung eines entsprechenden Postulats (Po. 16.3910) durchgeführt habe.
Das Geschäft gelangte in der Frühjahressession 2024 in den Nationalrat, wo Benjamin
Roduit (mitte, VS) und Andri Silberschmidt (fdp, ZH) das Anliegen der Kommission
erläuterten. Roduit und Silberschmidt griffen dabei primär das Argument der
finanziellen und geschlechterspezifischen Ungleichheit auf, welche die Motion
generiere und störten sich weiter daran, dass heute ein beträchtlicher Teil der
Alterskinderrenten ins Ausland fliesse. Eine Minderheit, vertreten durch Manuela
Weichelt (al, ZG), forderte, die Motion abzulehnen. Es sei paradox, dass junge
Menschen, welche von den Bürgerlichen am vergangenen Abstimmungssonntag bei der
Annahme der 13. AHV-Rente als grosse Verlierer hingestellt worden seien, nun von
diesen aber bestraft würden. Zudem steige auch die Zahl der Frauen im Rentenalter,
die Kinder in Ausbildung hätten. Durch eine Annahme der Motion würden sich die
Bildungschancen verringern und die Armutsgefährdung steige für Betroffene an.
Diesem Urteil schloss sich daraufhin auch Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider in
ihrer Wortmeldung an. Die grosse Kammer nahm die Motion mit 117 zu 62 Stimmen (8
Enthaltungen) an. Bei der Abstimmung öffnete sich ein Graben zwischen den
Bürgerlichen, die die Motion der SGK-NR begrüssten und den Mitgliedern der SP- und
der Grünen-Fraktion, die sie ablehnten.
Auch medial wurde das Thema vor und nach der parlamentarischen Debatte
aufgegriffen: «Die Kinderrenten sollen fallen», titelte etwa die Aargauer Zeitung und
sprach weiter davon, dass der Nationalrat die Motion «deutlich überwiesen» habe.
Bereits im Vorfeld hatte die Vorlage Aufmerksamkeit erregt, wobei der Tages-Anzeiger
am Tag vor der Nationalratsdebatte dem Geschäft einen Artikel widmete. 36

MOTION
DATUM: 18.01.2024
NIC TÖNY

Auch die Mehrheit der SGK-NR entschied sich dafür zu empfehlen, der Standesinitiative
des Kantons Jura, die forderte, dass ein weltweiter Zugang zu Covid-19-Impfstoffen
gewährleistet wird, keine Folge zu geben.
In der Frühjahrsession 2024 argumentierte eine Minderheit Porchet (gp, VD) im
Nationalrat gegen diese Empfehlung. Es stimme, dass die Situation heute anders sei, als
zur Zeit der Pandemie, in der die Initiative lanciert worden sei. Jedoch sei das Anliegen,
dass die Schweiz während Pandemien ihrer humanitären Pflicht nachkomme,
unabhängig von der Covid-19-Pandemie gültig. Eine solidarischere Verteilung der
Impfstoffe und eine Lockerung des Patentschutzes, wie sie die Initiative fordere, hätte
aber auch im Hinblick auf Covid-19 Leben retten können, so Porchet.
Kommissionssprecher Benjamin Roduit (mitte, VS) lobte das Anliegen der Initiative,
jedoch sei die geforderte Umsetzung problematisch: Lockerungen beim Patentschutz
führten zu Hemmungen bei der Innovation, was die Situation eher verschlimmere.
Zudem habe die Covid-19-Pandemie gezeigt, dass nicht der Zugang, sondern die
Logistik der Impfstoffe und die Skepsis ihnen gegenüber die eigentlichen Probleme
darstellten. Die grosse Kammer gab der Standesinitiative in der Folge mit 123 zu 55
Stimmen (2 Enthaltungen) keine Folge. Einzig die geschlossen stimmenden Fraktionen
der Grünen und der SP waren gegen den Antrag der Kommissionsmehrheit. 37

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.03.2024
NIC TÖNY
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Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Wintersession setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit der vom
Gewerkschaftsbund lancierten Volksinitiative «Für ein besseres Leben im Alter
(Initiative für eine 13. AHV-Rente)» auseinander. An der ausführlichen allgemeinen
Aussprache mit 114 Wortmeldungen beteiligten sich zahlreiche Personen aus allen
Fraktionen. Zu Beginn präsentierten Céline Amaudruz (svp, GE) und Andri Silberschmidt
(fdp, ZH) die Initiative und legten die Position der Kommissionsmehrheit dar. Sie
betonten, dass die AHV ihr in der Verfassung definiertes Ziel für die Mehrheit aller
Rentnerinnen und Rentner gut erfülle und dass für diejenigen 12.5 Prozent, für welche
die AHV eben nicht ausreiche, die Ergänzungsleistungen geschaffen worden seien.
Insgesamt sei das Drei-Säulen-System der Altersvorsorge sehr leistungsstark, betonte
etwa Silberschmidt. Die Initiative wolle nun aber nicht nur die Situation der bedürftigen
Personen – die es durchaus gebe – verbessern, sondern allen per
«Giesskannenprinzip» eine Rentenerhöhung von 8.3 Prozent gewähren. Im Jahr 2032
zum Beispiel würde dies zu Mehrausgaben von fast CHF 5 Mrd. führen, ergänzte
Amaudruz. Die für eine Finanzierung nötige Erhöhung der Mehrwertsteuer um 1.1
Prozentpunkte oder der Lohnabzüge um 0.8 Prozentpunkte lehne die
Kommissionsmehrheit ebenfalls ab. Schliesslich benachteilige die Initiative Personen
mit einer IV- oder Hinterlassenenrente, zumal gemäss Initiativtext nur die Beziehenden
einer AHV-Altersrente eine dreizehnte Rente erhalten sollten.
Diese Meinung teilten in der Folge zahlreiche Sprechende der SVP-, der FDP- und der
Mitte-Fraktion. Sie lehnten zudem einen Gegenvorschlag, den Mitglieder der SP- und
der Grünen-Fraktion in der Debatte mehrfach forderten, ab. Stattdessen verwiesen sie
unter anderem auf eigene Projekte zur Reform der AHV, etwa auf die Renteninitiative
der Jungfreisinnigen oder auf Bemühungen der Mitte-Fraktion «[pour abolir] les
désavantages d'être marié» (Benjamin Roduit; mitte, VS), also zur Abschaffung der
Benachteiligung der Verheirateten (bei den Steuern und den Renten). Etwas
wohlgesinnter zeigten sich die Grünliberalen gegenüber der Initiative. Man lehne zwar
eine Rentenerhöhung für die reichsten Haushalte ab, würde eine solche aber für die
«ärmsten und ärmeren 30 bis 40 Prozent [der] Rentenhaushalte» befürworten (Melanie
Mettler; glp, BE). Ihren Vorschlag für eine entsprechende Kommissionsinitiative habe
die bürgerliche Mehrheit in der Kommission jedoch abgelehnt. 

Somit erhielt die Volksinitiative nur aus Kreisen der SP und der Grünen Unterstützung.
SGB-Präsident Maillard (sp, VD) begründete seinen Minderheitsantrag auf eine
Empfehlung zur Annahme der Initiative: Er lobte die Solidarität, die man vor 75 Jahren
mit der Schaffung der AHV gestärkt habe. Heute könne aber das Versprechen von
damals aufgrund steigender Kosten und sinkender BVG-Renten – bei gleichem Kapital
seien die Pensionskassenrenten heute 20 Prozent weniger wert als vor 15 Jahren – nicht
mehr eingehalten werden. Folglich seien Massnahmen nötig; wenn nicht durch eine 13.
AHV-Rente, dann solle das Parlament in einem Gegenvorschlag alternative Massnahmen
vorschlagen, forderte er. Zahlreiche Sprechende der SP- und der Grünen-Fraktion
ergänzten die Argumentation Maillards. So sei die Initiative gerade für Frauen, die im
Schnitt eine um ein Drittel tiefere Altersrente hätten als Männer, zentral; zudem sei das
«Umlageverfahren [...] am effektivsten, billigsten und fairsten» (Prelicz-Huber; gp, ZH),
wurde argumentiert. Nicht gespart wurde von links-grüner Seite denn auch an Kritik an
der beruflichen Vorsorge sowie an der neuen BVG-21-Reform, welche CHF 3 Mrd. koste
und durch welche die Versicherten höhere Beiträge für tiefere Renten bezahlen
müssten als bisher. Folglich seien die zusätzlichen Ausgaben für die AHV im Rahmen
dieser Initiative sinnvoller, dadurch erhielten die Rentnerinnen und Rentner auch
tatsächlich höhere Renten. Zur Finanzierung könne man daher zum Beispiel auch die
«0.8 Prozent [an Lohnprozenten], die es für die Initiative braucht, vom BVG in die AHV
hinüberschieben», schlug etwa Jacqueline Badran (sp, ZH) vor. 

Abschliessend empfahl Gesundheitsminister Berset die Initiative im Namen des
Bundesrates zur Ablehnung. Zwar müsse man eine Lösung für die gesunkenen BVG-
Renten finden, dies solle aber nicht mit der vorgeschlagenen Initiative geschehen, da
der dafür nötige finanzielle Spielraum in der AHV fehle. Mit 123 zu 67 Stimmen sprach
sich der Nationalrat in der Folge für den Mehrheitsantrag aus und empfahl die Initiative
den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern zur Ablehnung. Entsprechend der
Wortmeldungen stimmten die Mitglieder der SP- und der Grünen-Fraktion geschlossen
für den Minderheitsantrag, die übrigen Fraktionen geschlossen für den
Mehrheitsantrag. 38
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Erwerbsersatzordnung (EO)

In der Herbstsession 2021 lehnte der Ständerat eine Motion von Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) ab. Die Motionärin hatte eine Vereinfachung und Erweiterung der
Regelungen zur Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit in zahlreichen Gesetzen
gefordert, etwa im AVIG, IVG, UVG, EOG oder im VVG. Zudem verlangte sie eine
ergänzende Regelung für einen «Verdienstersatz bei Erwerbsausfall bei Personen in
atypischen und prekären Arbeitsformen, für Selbstständigerwerbende und für
Freischaffende in Theater und Film». Um zukünftig grosse finanzielle Probleme durch
Erwerbslücken aufgrund von Arbeitslosigkeit, Krankheit oder Unfall bei den
Selbständigerwerbenden zu verhindern, solle ihr Versicherungsschutz und ihr
Verdienstausfall zukünftig garantiert werden. Der Bundesrat entgegnete in seiner
Stellungnahme, dass ein entsprechender Versicherungsschutz bei der IV und der EO
bereits gegeben sei, bei der Unfallversicherung und der Krankentaggeldversicherung
müssten sich die Selbständigerwerbenden hingegen freiwillig versichern, wie auch im
Rahmen des Postulats Nordmann (sp, VD; Po. 12.3087) noch einmal bestätigt worden
sei. Nicht möglich sei schliesslich eine Arbeitslosenversicherung für
Selbständigerwerbende, wie sie auch das Postulat Roduit (mitte, VS; Po. 20.4141)
vorsehe, zumal hier das Missbrauchspotenzial zu gross sei. Mit 25 zu 11 Stimmen lehnte
der Ständerat die Motion ab. 39

MOTION
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ANJA HEIDELBERGER

Berufliche Vorsorge

Als Erstrat behandelte der Nationalrat in der Wintersession 2021 die
Pensionskassenreform BVG 21. Thomas de Courten (svp, BL) und Benjamin Roduit
(mitte, VS) stellten dem Rat die Vorlage und insbesondere die Änderungsanträge der
SGK-NR an der bundesrätlichen Version vor. Der Bundesrat hatte in der Botschaft den
von den Sozialpartnern – dem SAV, dem SGB und Travail.Suisse, nicht aber vom
Gewerbeverband – ausgearbeiteten Entwurf übernommen. Die Kommissionsmehrheit
erachtete aber insbesondere den darin enthaltenen Rentenzuschlag als «nicht
zielführend» und als Eingriff in die Selbstständigkeit der Vorsorgeeinrichtungen, wie de
Courten erläuterte. Statt einem Zuschlag «nach dem Giesskannenprinzip» sollen nur
die Renten einer Übergangsgeneration und von Personen «im und nahe beim BVG-
Obligatorium gezielt verbessert werden». Daneben lagen verschiedene
Minderheitsanträge mit Alternativmodellen zum Rentenzuschlag vor. Doch nicht nur im
umstrittensten Aspekt, dem Rentenzuschlag, auch in zahlreichen weiteren Punkten
wollte die Kommissionsmehrheit vom Vorschlag der Sozialpartner bzw. dem Entwurf der
Regierung abweichen. 
Die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen hoben in der Folge insbesondere die
Relevanz der Revision hervor, zeigten sich aber bezüglich der Gründe für diese
Relevanz und damit auch bezüglich der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen
Massnahmen gespalten. Die Mitte, die FDP und die SVP unterstützten in ihren Voten die
Kommissionsmehrheit. Für sie war eine Senkung des Umwandlungssatzes dringend, wie
etwa Ruth Humbel (mitte, AG) für die Mitte betonte. Man anerkenne die Wichtigkeit von
Ausgleichsmassnahmen, diese müssten jedoch auf eine Übergangsgeneration
beschränkt sein, erklärte Albert Rösti (svp, BE). Regine Sauter (fdp, ZH) verlangte
überdies, dass die Massnahmen «innerhalb des Systems der zweiten Säule»
vorgenommen werden, und sprach sich damit gegen das von den Sozialpartnern
vorgeschlagene Umlageverfahren in der zweiten Säule aus. Eine Mitteposition nahm die
GLP ein: Melanie Mettler (glp, BE) betonte die Wichtigkeit einer Revision, welche
anschliessend eine Volksabstimmung übersteht, weil eine erneute
Abstimmungsniederlage nicht nur die «teuerste Variante ist, sondern auch diejenige,
die am meisten Vertrauensverlust verursacht». Deshalb werde die GLP ein
Kompromissmodell zu den Ausgleichsmassnahmen präsentieren. Katharina Prelicz-
Huber (gp, ZH) zeigte sich für die Grünen vom Mehrheitsmodell enttäuscht und
bezeichnete dieses gar als «Pfusch», zumal es das Hauptziel der Vorlage – ein Ende der
sinkenden Realrenten – im Gegensatz zum Sozialpartnermodell nicht erfülle. Auch
Pierre-Yves Maillard (sp, VD) verwies für die SP darauf, dass die Renten 2025 bei
gleichem Kapital 20 Prozent niedriger sein werden als noch 2010. Man habe in den
Diskussionen zwischen den Sozialpartnern zugunsten eines Kompromisses auf viele
nötigen Massnahmen verzichtet – mit ihrem Vorschlag gehe die Kommissionsmehrheit
aber viel zu weit: «Mesdames et Messieurs des partis bourgeois, vous allez trop loin!»
Man werde eine solche Vorlage nicht akzeptieren, betonte auch Katharina Prelicz-
Huber und stellte bereits vor der Detailberatung eine Referendumsdrohung in den
Raum. Auch Gesundheitsminister Berset verteidigte in der Folge ausführlich den
Kompromiss der Sozialpartner. «Wenn irgendjemand hier denkt, dass es möglich sein
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wird, in einer so komplexen Materie ohne die Sozialpartner eine Mehrheit zu finden,
dann wünsche ich viel Glück.» Eintreten war in der Folge unbestritten. 

Im ersten Block behandelte der Rat vor allem Fragen zu den versicherten Einkommen
und zum Sparprozess. Die Kommissionsmehrheit hatte hier vorgeschlagen, die
Eintrittsschwelle, ab der Einkommen bei der Pensionskasse versichert sind, fast zu
halbieren (neu: CHF 12’548), der Bundesrat und eine Minderheit de Courten wollten
diese bei ihrem bisherigen Wert belassen (CHF 21’510). Mit der Beibehaltung der
bisherigen Eintrittsschwelle wolle man die Personen mit tieferen Einkommen nicht
durch BVG-Abgaben belasten, begründete Albert Rösti den Minderheitsantrag. Die
Kommissionsmehrheit erachtete eine Senkung jedoch gerade für Personen mit
Teilzeitanstellungen und niedrigen Pensen als relevant und setzte sich mit dieser
Ansicht mit 141 zu 49 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen den Widerstand des
Grossteils der SVP-Fraktion durch. Auch die Forderung, dass sich Arbeitnehmende mit
verschiedenen Arbeitgebenden obligatorisch versichern müssen, wenn ihr
Gesamteinkommen die Eintrittsschwelle übersteigt, nahm die Ratsmehrheit gegen den
Willen einer Mehrheit der SVP-Fraktion an und schuf damit die ersten zwei Differenzen
zum bundesrätlichen Vorschlag. 
Zusammen mit der Eintrittsschwelle wollte die Kommissionsmehrheit in
Übereinstimmung mit dem Bundesrat auch den koordinierten Lohn (und damit den
Koordinationsabzug) senken. Statt wie bisher zwischen CHF 25'095 und CHF 86'040
sollten zukünftig Einkommen zwischen CHF 12'443 und CHF 85'320 versichert werden –
der Koordinationsabzug würde somit annähernd halbiert. Zwei Minderheiten I Roduit
und II de Courten wünschten sich einen anteilsmässigen Koordinationsabzug von 40
Prozent (Roduit) respektive 60 Prozent (de Courten), wobei der Koordinationsabzug in
der Höhe begrenzt wäre, während eine Minderheit III Mettler vollständig auf den
Koordinationsabzug verzichten wollte. Albert Rösti erachtete den Vorschlag de
Courtens als Kompromiss zwischen dem bisherigen und dem von der
Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen System. Erwerbstätigkeit müsse versichert sein,
«egal, in welchem Erwerbsmodell sie erfolgt», begründete hingegen Melanie Mettler
ihren Antrag. Die Kommissionsmehrheit setzte sich in den Abstimmungen gegen die
Minderheitsanträge durch, wobei die Minderheiten nur bei der SVP-Fraktion
(Minderheit II) respektive bei der GLP- und bei Teilen der FDP.Liberalen-Fraktion
(Minderheit III) Anklang fanden. 
Auch die Frage, ab wann sich junge Menschen für das Alter versichern müssen, war
umstritten. Bisher lag die entsprechende Altersgrenze bei 24 Jahren. Während über
den Versicherungsbeginn für Tod und Invalidität ab 17 Jahren kaum Worte verloren
wurden, lagen zahlreiche Anträge zum Beginn des Alterssparens vor: Die
Kommissionsmehrheit wollte diese Grenze auf 19 Jahre senken, während Minderheiten I
Roduit und II Gysi (sp, SG) diese bei 20 respektive 24 Jahren ansetzen wollten. Durch
eine Vorverlegung des obligatorischen Sparprozesses und eine Erhöhung der
Altersgutschriften für Junge, wie sie ebenfalls geplant waren, würden Junge gleich
doppelt belastet, kritisierte Barbara Gysi erfolglos. Die Kommissionsmehrheit setzte
sich mit 122 zu 71 Stimmen und 126 zu 67 Stimmen gegen die SP, Grüne und Teile der
Mitte durch. Und wie von Barbara Gysi befürchtet, erhöhte der Rat in der Folge
tatsächlich auch die Altersgutschriften für Junge. Bisher waren diese in vier Stufen
gestaffelt, wobei ab 55 Jahren die höchsten Altersgutschriften bezahlt werden
mussten. Bundesrat und Kommissionsmehrheit sahen nun nur noch zwei Altersstufen
vor (BR: 25-44 und ab 45, Kommissionsmehrheit: 20-44 und ab 45), um die Gefahr
einer Entlassung für die älteren Arbeitnehmenden zu verringern. Hierzu lagen vier
Minderheitsanträge vor, wobei Minderheiten Gysi und Roduit tiefere Altersgutschriften
für Junge, Minderheiten de Courten und Aeschi (svp, ZG) bereits einen früheren Anstieg
der Erhöhung der Altersgutschriften forderten. Erneut setzte sich der Vorschlag der
Kommissionsmehrheit jedoch durch. 

Im zweiten Block debattierte der Rat über die zentralen Fragen der Revision, den
Mindestumwandlungssatz und die Ausgleichsmassnahmen. Neben Diskussionen und
Anträgen über die Häufigkeit und Breite begleitender Berichte zur Senkung des
Mindestumwandlungssatzes stellte Stefania Prezioso (egsols, GE) auch einen
Einzelantrag, den Umwandlungssatz statt auf 6 Prozent (von 6.8 Prozent) nur auf 6.4
Prozent zu senken. Galt dieser Aspekt bisher weitgehend als unbestritten, begründete
sie ihren Antrag nun mit der verbesserten Situation der Pensionskassen, aber auch mit
einer Verlangsamung des Anstiegs der Lebenserwartung. Unterstützt wurde sie von der
SP- und der Grünen Fraktion, wie etwa Barbara Gysi betonte: Man habe den
Sozialpartnerkompromiss mitgetragen, aber wenn die Ratsmehrheit von diesem
abweiche, sei man nicht mehr zu einer so starken Senkung des Umwandlungssatzes
bereit. Über die SP und die Grünen hinaus fand der Antrag jedoch keine Zustimmung
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und wurde vom Nationalrat abgelehnt.
Bezüglich der Ausgleichsmassnahmen lagen dem Nationalrat vier Entwürfe vor: Die
Kommissionsmehrheit wollte die Ausgleichsmassnahmen einer Übergangsgeneration
von 15 Jahrgängen zugänglich machen, wobei die Zuschüsse nach Alterskategorien
abgestuft werden sollten (65-61 Jahre: CHF 2400 jährlich, 60-56 Jahre: CHF 1800, 55-
51 Jahre: CHF 1200). Finanziert werden sollten die Ausgleichsmassnahmen durch eine
einmalige Einlage der Vorsorgeeinrichtung zum Zeitpunkt des Altersrücktritts und durch
Zuschüsse des Sicherheitsfonds, welche dieser während 15 Jahren bei den
Vorsorgeeinrichtungen erhebt. Eine Minderheit I de Courten wollte die vom Bundesrat
beantragten Ausgleichsmassnahmen gänzlich streichen und stattdessen den in eine
Altersrente umzuwandelnden Anteil des Altersguthabens während zehn Jahren nach
Inkrafttreten des Gesetzes im ersten Jahr um 13 Prozent und anschliessend jeweils um
1.3 Prozentpunkte weniger pro Jahr erhöhen. Eine Minderheit II Mettler wollte wie
angekündigt «den Anliegen beider politischer Lager Rechnung» tragen. Mit ihrem
Vorschlag sollte das Rentenniveau für zwei Drittel der Versicherten erhalten werden,
aber nur für 20 Jahrgänge: So sollte der monatliche Zuschlag, der für den ersten
Jahrgang CHF 200 beträgt, jeweils um CHF 10 pro Jahrgang reduziert werden. Während
20 Jahren wären dafür Beiträge über 0.3 Prozent des versicherten Lohns nötig. Eine
Minderheit III Maillard beantragte schliesslich, dem Bundesrat zu folgen und für alle
zukünftigen BVG-Rentnerinnen und -Rentner Ausgleichsmassnahmen zu schaffen.
Denn durch den Ausschluss der wohlhabenden Arbeitnehmenden von den
Ausgleichsmassnahmen trügen diese auch nicht mehr zu deren Finanzierung bei,
kritisierte Pierre-Yves Maillard die übrigen Modelle. Die Höhe der Zuschläge sollte nur
bereits für die nächsten 15 Jahre festgelegt werden, finanziert würden die Zuschläge
durch einen Beitrag von 0.5 Prozent des massgebenden Lohns im Umlageverfahren. 
Unterstützung fanden die Minderheitsanträge nur bei den Fraktionen der SVP
(Minderheit I de Courten), bei der SP und den Grünen (Minderheit III Maillard)
respektive bei der SP, den Grünen und der GLP (Minderheit II Mettler) – sie alle wurden
folglich zugunsten des Mehrheitsantrags verworfen. In der zentralen Frage der Vorlage
entschied sich der Nationalrat somit, vom Vorschlag des Bundesrates und der
Sozialpartner abzuweichen. 
Abgelehnt wurde in der Folge auch ein Minderheitsantrag Meyer (sp, ZH), der – in
Übereinstimmung mit der Regelung zur AHV 21 – den Rentenzuschlag bei der
Berechnung der Ergänzungsleistungen nicht berücksichtigen wollte, da sonst «die
Menschen mit tiefen Löhnen am Ende des Monats nicht mehr Geld zur Verfügung haben
würden» als bisher, wie Yvonne Feri (sp, AG) erläuterte. Auch dieser Antrag fand jedoch
über die SP, die Grünen und die GLP hinaus keine Zustimmung. 

Im dritten Block standen noch diverse Detailfragen an, hier dominierten vor allem
links-grüne Minderheitsanträge. Erfolglos verlangte etwa eine Minderheit Prelicz-Huber
Erziehungs- und Betreuungsgutschriften wie in der AHV, eine Minderheit Meyer setzte
sich für die Beibehaltung der Möglichkeit zur Weiterversicherung des Lohns für
Personen ab 58 Jahren bei einer Lohnreduktion um die Hälfte ein und eine Minderheit
Gysi wollte eine Definition von missbräuchlichen Tarifen für Todesfall- und
Invaliditätsleistungen festlegen lassen. Erfolgreich war lediglich eine Minderheit Prelicz-
Huber mit 112 zu 80 Stimmen gegen einen Antrag der Kommissionsmehrheit, mit dem
der bisherige Steuerabzug von Beiträgen an die Altersvorsorge von CHF 6’900 auf CHF
10'000 erhöht werden sollte. Zustimmung hatte der Mehrheitsantrag bei Mitgliedern
der SVP und der FDP erhalten. 
In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat die BVG 21-Reform mit 126 zu 66
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern
der SP und der Grünen. 40

In Übereinstimmung mit seiner Kommissionsmehrheit sprach sich in der Herbstsession
2021 auch der Nationalrat gegen die parlamentarische Initiative Fischer (glp, LU) für
eine klimaverträgliche Altersvorsorge aus. Benjamin Roduit (mitte, VS) und Marcel
Dobler (fdp, SG) erklärten für die Kommission, dass statt zusätzlicher Vorschriften die
freiwilligen Bemühungen der betroffenen Institutionen – welche es duchaus gebe –
unterstützt werden sollen. Zudem bestünden diesbezüglich bereits Leitlinien des
Bundes. Schliesslich müsse auch beachtet werden, dass die Versicherten die
Anlagerisiken tragen. Diese Meinung teilte in der Folge auch der Nationalrat, der sich
mit 104 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen Folgegeben aussprach. 41
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Krankenversicherung

Nach der knappen Zustimmung durch die nationalrätliche Kommission sprach sich die
SGK-SR im April 2021 gegen die parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS) für eine
freiwillige Versicherung der Franchisen in den Zusatzversicherungen aus. Somit
musste die SGK-NR die Initiative erneut vorberaten und entschied dabei mit 13 zu 10
Stimmen (bei 1 Enthaltung), ihr dieses Mal keine Folge zu geben. 
In der Wintersession 2021 begründeten die Kommissionssprechenden Benjamin Roduit
(mitte, VS) und Flavia Wasserfallen (sp, BE) den neuen Antrag der Mehrheit dadurch,
dass damit das Ziel der Franchise, die Eigenverantwortung zu stärken, unterlaufen
werde. Zudem sei zu befürchten, dass die wegfallenden Prämieneinnahmen bei den
ordentlich Versicherten kompensiert würden – diese also höhere Prämien zu bezahlen
hätten. Schliesslich fehle bei den Zusatzversicherungen die Aufnahmepflicht, wodurch
nicht alle Prämienzahlenden dieses Angebot nutzen könnten. Letzteres erachtete
Initiant Nantermod hingegen als Argument gegen ein Unterlaufen der
Eigenverantwortung: Würden Personen mit Franchisen-Versicherungsschutz zu viele
Gesundheitsleistungen benötigen, könnten sie in den folgenden Jahren wohl kaum
mehr eine entsprechende Zusatzversicherung abschliessen. Profitieren könnten von
dem neuen Angebot gemäss Nantermod wohl nur grundsätzlich gesunde, junge
Personen – neu aber eben auch bei tieferen Einkommen. Mit 112 zu 79 Stimmen sprach
sich der Nationalrat gegen Folgegeben aus – gegen den Willen der SVP- und der FDP-
Fraktion . Damit war die parlamentarische Initiative erledigt. 42
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In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat als Erstrat das neue Bundesgesetz
über die Regulierung der Versicherungsvermittlertätigkeit. Aufgrund der Motionen
Birrer-Heimo (sp, LU; Mo. 17.3956), Bruderer Wyss (sp, AG; Mo. 17.3964) und der SGK-SR
(Mo. 18.4091) habe der Bundesrat hier eine neue Regelung für eine verbindliche
Branchenlösung ausgearbeitet, erläuterte Jörg Mäder (glp, ZH) für die Kommission.
Gleichzeitig habe aber auch die Krankenkassenbranche eine «interne
Branchenvereinbarung» geschaffen. Diese sei seit Januar 2021 in Kraft und habe zu
einer Reduktion der jährlichen Klagen von 300 auf 80 geführt, sei aber nicht
allgemeinverbindlich. Aus diesem Grund brauche es eben auch die bundesrätliche
Vorlage, der die Kommissionsmehrheit grösstenteils folgen wolle. Die meisten
Fraktionssprechenden hiessen die Vorlage denn auch gut, einzig aus der SVP-Fraktion
kamen Stimmen, die das neue Gesetz als unnötig erachteten. Stattdessen schlug
Thomas de Courten (svp, BL) einen anderen Lösungsweg vor: «Sagen Sie einfach höflich
‹Nein, danke›, und legen Sie den Telefonhörer wieder auf – Problem gelöst.» Eintreten
wurde jedoch ohne Gegenantrag beschlossen. 
In der Detailberatung schlug die Kommissionsmehrheit eine Einschränkung der
bundesrätlichen Regelung vor. So sollten die Regelungen bezüglich Ausbildung und
Einschränkung der Entlöhnung von Vermittlerinnen und Vermittlern auf externe Broker
beschränkt werden, wodurch von den Versicherungen direkt angestellte Personen
davon ausgenommen wären. Ansonsten sei diese Massnahme ein schwerwiegender
Eingriff in die Entlohnung des internen Personals, argumentierte Benjamin Roduit
(mitte, VS) für die Kommissionsmehrheit. Zudem hätten die internen Mitarbeitenden
Interesse an langfristigen Beziehungen zu den Kunden, ergänzte Kommissionssprecher
Mäder. Eine Minderheit I Mäder verlangte hingegen, bei der bundesrätlichen,
umfassenderen Lösung zu bleiben. Diese Differenzierung sei «nicht im Sinne der
Bevölkerung oder der Motion», begründete Melanie Mettler (glp, BE) diesen Antrag.
Auch Gesundheitsminister Berset erachtete ihn als nicht nachvollziehbar. Damit könne
die neu geschaffene Regelung umgangen werden, warnte er. Mit 109 zu 84 Stimmen
setzte sich die Kommissionsmehrheit jedoch gegen die geschlossen stimmenden
Fraktionen der SP, der Grünen, der GLP und gegen die Mitglieder der EVP durch.
Alle übrigen Änderungsanträge lehnte der Nationalrat ab, darunter zwei Anträge für
weitere Einschränkungen der Regelungen, etwa den Vorschlag einer Minderheit Hess
(mitte, BE). Sie erachtete die Sanktionierungsmöglichkeiten als «unverhältnismässig
stark». Stattdessen sollen die Sanktionen von den Versicherungen selbst festgelegt und
vom Bundesrat allgemeinverbindlich erklärt werden. Gesundheitsminister Berset
erwiderte jedoch, dass der Bundesrat keine privat festgelegten Strafen als
allgemeinverbindlich erklären könne, und der Nationalrat lehnte den Minderheitsantrag
mit 113 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Er war bei der SVP- und der Mitte-Fraktion,
mit Ausnahme der EVP, auf Zustimmung gestossen. Auch einen Antrag Sauter (fdp, ZH),
die neuen Regelungen auf die Grundversicherung zu beschränken und die
Zusatzversicherungen davon auszunehmen, lehnte die Mehrheit des Nationalrats ab
(108 zu 87 Stimmen bei 1 Enthaltung). 
Erfolglos blieben auch die Mitglieder der linksgrünen Parteien beim Versuch, den
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bundesrätlichen Vorschlag verbindlicher zu machen respektive die Regelungen
auszuweiten. Eine Minderheit Gysi (sp, SG) verlangte, dass die Branchenvereinbarung
verbindlich erklärt werden muss, nicht nur kann. Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) wollte
darüber hinaus sicherstellen, dass in zwei Jahren eine allgemeinverbindliche Regelung
besteht – ansonsten solle der Bundesrat eingreifen. Beide Anträge scheiterten im Rat
(mit 125 zu 68 Stimmen respektive 124 zu 68 Stimmen) und wurden nur von Mitgliedern
der SP, der Grünen und der EVP unterstützt – genauso wie ein Antrag von Flavia
Wasserfallen (sp, BE), Verträge, die durch einen Verstoss gegen das
allgemeinverbindlich erklärte Verbot entstanden seien, für nichtig zu erklären. Überdies
scheiterten auch die Anliegen, das «Schlupfloch» des Kaufs von Leads, bei dem die
Versicherungen mit Gutscheinen «Alibipreisverleihungen» durchführten, um an
Adressen zu kommen, zu schliessen (Minderheit Flavia Wasserfallen) sowie die
Werbeausgaben auf maximal 0.3 Prozent der Prämieneinnahmen zu begrenzen
(Minderheit Gysi) – sie wurden ebenfalls nur von der SP, den Grünen und der EVP
unterstützt.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 162 zu 12 Stimmen (bei
22 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Minderheiten der SVP-
und der FDP.Liberalen-Fraktion, die Enthaltungen von der Hälfte der Grünen-, einer
Minderheit der SP- und einem Mitglied der SVP-Fraktion. 43

In der Sommersession 2022 setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit der Prämien-
Entlastungs-Initiative der SP und dem bundesrätlichen indirekten Gegenvorschlag
auseinander. Thomas de Courten (svp, BL) und Benjamin Roduit (mitte, VS)
präsentierten dem Rat die beiden Vorlagen. Die SGK-NR habe «Vertretungen des
Initiativkomitees, der Kantone, der Versicherer und der Versicherten sowie der
Leistungserbringer» angehört und die Behandlung des Geschäfts in der Folge mit
demjenigen zur Kostenbremse-Initiative koordiniert, erläuterte de Courten. Dabei habe
sie – basierend auf dem Bundesratsvorschlag – ein «neues Modell zum Ausbau der
individuellen Prämienverbilligung» geschaffen. Gemäss diesem sollen die Kantone in
einem Sozialziel den maximalen Anteil der Prämien am verfügbaren Einkommen in
ihrem Kanton definieren und einen minimalen Gesamtbetrag zur Prämienverbilligung
festlegen. Diesen Gesamtbetrag dürfen sie auch für die Verlustscheine nicht bezahlter
Prämien einsetzen, nicht aber für Prämienverbilligungen für Beziehende von
Ergänzungsleistungen – deren Kosten kämen also noch zusätzlich hinzu. Dieser
Vorschlag wurde von der Kommission mit 16 zu 9 Stimmen gutgeheissen, während sie
mit 17 zu 8 Stimmen die Ablehnung der Initiative beantragte. Eine Minderheit Gysi (sp,
SG) forderte hingegen eine Empfehlung auf Annahme der Initiative. Gysi betonte als
Mitglied des Initiativkomitees, dass «die unsozialen Kopfprämien» für Personen mit
kleinen und mittleren Einkommen eine nicht mehr tragbare Belastung darstellten – sie
müssten bis zu 20 Prozent ihrer Einkommen für die Krankenkassenprämien ausgeben.
Obwohl die Prämien seit 1995 um 142 Prozent gestiegen seien, gäben heute zudem
einige Kantone weniger Geld für die Prämienverbilligungen aus als noch vor zehn
Jahren. Der indirekte Gegenvorschlag sei diesbezüglich lediglich «ein Tropfen auf den
heissen Stein». 
Eine Minderheit de Courten beantragte, nicht auf den Gegenvorschlag einzutreten. Die
Kosten der Prämienverbilligungen seien bereits von CHF 1.5 Mrd. auf CHF 5 Mrd.
jährlich angestiegen und würden mit dem Gegenvorschlag noch weiter steigen. Der
Vorschlag des Bundesrates verringere die Prämienkosten nicht – zumal der «Druck auf
die Prämienzahlenden» sinke, wenn jemand anderes für ihre Prämien aufkomme.
Neben dem Nichteintretensantrag legte die SVP-Fraktion weitere Minderheitsanträge
vor: So sollen gemäss eines Minderheitsantrags von Thomas Aeschi (svp, ZG) die
Ergänzungsleistungen nicht separat ausgewiesen werden müssen, wodurch sich die
Belastung für die Kantone verringern würde. Zudem sollten gemäss einer Minderheit de
Courten zumindest die Verlustscheine angerechnet werden. Schliesslich sollten die
Kantone anonymisierte Angaben zu den Empfängerinnen und Empfängern, unter
anderem zur Staatsbürgerschaft, machen müssen (Minderheit Aeschi). 
Es folgte eine angeregte und sehr ausführliche Debatte zu Krankenkassenprämien und
Individualverbilligungen. Die Mitglieder der SP- und Grünen-Fraktion warben für die
Initiative, empfahlen aber auch den Gegenvorschlag zur Annahme, variierten in dessen
Einschätzung aber deutlich: Mattea Meyer (sp, ZH) sprach etwa von einem
substanziellen Gegenvorschlag, während ihn Manuela Weichelt (al, ZG) als «Kröte»
erachtete. Die Sprechenden der SVP-Fraktion lehnten sowohl Initiative als auch
Gegenvorschlag als unnütz und zu teuer ab. Die Sprechenden der Mitte-, Grünliberalen-
und FDP-Fraktionen zeigten sich zwar mehrheitlich nicht enthusiastisch gegenüber
dem Gegenvorschlag, empfahlen ihn aber etwa als «tragbar» (Regine Sauter: fdp, ZH)
oder gar als «in sich stimmig und in seiner Grösse ausreichend, um eine echte
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Alternative zur Volksinitiative darzustellen» (Jörg Mäder: glp, ZH) zur Annahme. 
Tags darauf schritt der Nationalrat zur Abstimmung über Eintreten auf den
Gegenvorschlag. Mit 134 zu 53 Stimmen sprach sich der Rat für Eintreten und gegen den
Minderheitsantrag de Courten aus. Einstimmig lehnte die SVP-Fraktion Eintreten ab. In
der Folge verwarf die grosse Kammer die Minderheitsanträge Aeschi und de Courten
deutlich. Schliesslich nahm der Nationalrat den indirekten Gegenvorschlag mit 119 zu 66
Stimmen – die Gegenstimmen stammten von der SVP- und von Teilen der
FDP.Liberalen-Fraktion – (bei 2 Enthaltungen) an. Hingegen sprach er sich mit 121 zu 67
Stimmen für eine Empfehlung zur Ablehnung der Volksinitiative und somit gegen die
Minderheit Gysi aus; für eine Annahmeempfehlung stimmten die Fraktionen der SP und
der Grünen. Stillschweigend verlängerte der Rat in der Folge die Behandlungsfrist der
Initiative aufgrund des Gegenvorschlags bis Oktober 2023. 44

In der Frühjahrssession 2023 bekräftigte der Nationalrat seinen Entscheid, auf den
indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates zur Prämien-Entlastungs-Initiative der SP
einzutreten. Kommissionssprecher Jörg Mäder (glp, ZH) erachtete den
Nichteintretensentscheid des Ständerats «schon fast als Arbeitsverweigerung» und
kritisierte ihn als «Geringschätzung der Betroffenen». Zusammen mit dem zweiten
Kommissionssprecher Benjamin Roduit (mitte, VS) bat er den Nationalrat im Namen der
Kommissionsmehrheit um erneutes Eintreten, um die Bevölkerung bei der Bewältigung
der Prämienlast zu unterstützen. Eine Minderheit de Courten (svp, BL) erachtete sowohl
die Initiative als auch den Gegenvorschlag als «Symptombekämpfung» – das eigentliche
Problem seien die steigenden Gesundheitskosten. Man solle daher nicht «aus
abstimmungstaktischen Gründen» einen teuren Gegenvorschlag schaffen, der das
Problem nicht löse. Mit 106 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) erneuerte der Nationalrat
in der Folge seinen Eintretensentscheid, die ablehnenden Stimmen stammten von der
SVP-, einer Mehrheit der FDP- und einer Minderheit der Mitte-Fraktion. Das Geschäft
ging damit zurück an den Ständerat. 45
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In der Herbstsession 2023 startete der Nationalrat in die Beratung des zweiten
Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Der Rat stand dabei
unter dem Einfluss des zwei Tage zuvor verkündeten grossen Prämienanstiegs für das
Jahr 2024, auf den zahlreiche Sprechende Bezug nahmen. Andri Silberschmidt (fdp, ZH)
und Benjamin Roduit (mitte, VS) präsentierten dem Rat die Vorlage sowie die
Mehrheitsposition der SGK-NR: Der bundesrätliche Entwurf setze weitere
Empfehlungen des Expertenberichts sowie dreizehn Vorstösse des Parlaments um. Die
Kommissionsmehrheit sei nicht mit allen Massnahmen einverstanden und habe folglich
vier grosse Änderungsanträge gestellt. Bevor sich der Nationalrat jedoch mit diesen
befasste, lagen ihm ein Minderheitsantrag de Courten (svp, BL) auf Nichteintreten sowie
ein Minderheitsantrag Weichelt (al, ZG) auf Rückweisung an den Bundesrat vor. Thomas
de Courten bezeichnete die Vorlage als «Flickwerk, bei dem wir nicht wissen, was wir
damit tatsächlich erreichen», und kritisierte, dass die wirklich wirksamen Massnahmen
darin nicht enthalten seien. Er zog den Nichteintretensantrag jedoch zurück in der
Hoffnung, dass man mit der Vorlage «wenigstens einen Schritt weiterkomme[...]», denn
aufgrund des erneuten Prämienanstiegs sei es dringend, dass man Lösungen finde.
Manuela Weichelt kritisierte hingegen ob der zahlreichen anstehenden Reformprojekte
den «Gesetzes-Hyperaktivismus» in diesem Themenbereich sowie die bei
Pharmaunternehmen und Krankenversicherungen angestellten Mitglieder der SGK. Sie
forderte den Bundesrat auf, nach Rückweisung den Präventionsgedanken sowie eine
Koordination zwischen Apotheken und Ärzteschaft in die Vorlage zu integrieren, mit
einem runden Tisch die Problematik der Netzwerke in der koordinierten Versorgung zu
lösen und auf Einschränkungen des Öffentlichkeitsprinzips zu verzichten. Mit 156 zu 23
Stimmen (bei 11 Enthaltungen) fand der Rückweisungsantrag jedoch nur bei der Grünen-
Fraktion und einem Mitglied der SVP-Fraktion Zustimmung.

In der Detailberatung debattierte der Nationalrat die Vorlage in zwei Blöcken. Im ersten
Block behandelte er unter anderem die Netzwerke zur koordinierten Versorgung
sowie die Leistungen der Apothekerinnen und Apotheker. Dabei lehnte er das
Herzstück dieses Projekts, wie es Gesundheitsminister Berset formulierte, ab: die
Schaffung einer neuen Kategorie der Leistungserbringenden, den Netzwerken zur
koordinierten Versorgung. Diese sollten die Koordination der Behandlung einer Person
über alle Leistungserbringenden hinweg übernehmen, wofür sie etwa auch
Koordinationsleistungen in Rechnung stellen könnten. Gemäss bundesrätlichem
Vorschlag müssten die Netzwerke unter anderem von einer Ärztin oder einem Arzt
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geleitet werden und über einen kantonalen Leistungsauftrag verfügen. Während die
Kommissionsmehrheit gänzlich auf diese neue Kategorie der Leistungserbringenden
verzichten wollte, weil die Einführung einer neuen Kategorie mit grossem Aufwand
verbunden wäre und ähnliche Netzwerke auch ohne diese ausführlichen Regelungen
bereits existierten, schlug eine Minderheit Maillard (sp, VD) einige Änderungen an der
bundesrätlichen Version vor – etwa einen Verzicht auf einen kantonalen
Leistungsauftrag. Mit 117 zu 67 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) folgte der Nationalrat dem
Mehrheitsantrag und sprach sich somit gänzlich gegen die Schaffung einer gesetzlichen
Regelung der Netzwerke aus.

Umstritten war im Nationalrat auch, welche Leistungen von Apothekerinnen und
Apothekern und von Hebammen zukünftig von der OKP übernommen werden sollen.
Dabei entschied sich der Nationalrat, die bundesrätlichen Regelungen, mit denen unter
anderem die Motionen Humbel (mitte, AG; Mo. 18.3977) und Ettlin (mitte, OW; Mo.
18.4079) umgesetzt werden sollten, noch auszubauen. Erstens willigte er ein, dass
Apotheken zukünftig selbstständig bestimmte Leistungen zulasten der Krankenkassen
abrechnen können, etwa im Rahmen von Präventionsprogrammen. Zweitens ergänzte er
entgegen einem Minderheitsantrag Glarner (svp, AG) die neue Regelung des
Bundesrates, wonach zukünftig auch bestimmte «pharmazeutische
Beratungsleistungen» der Apothekerinnen und Apotheker übernommen werden sollen,
um eine Abgeltung von Analysen und der Abgabe von MiGeL-Artikeln. Drittens folgte der
Nationalrat bei den Hebammen einem Einzelantrag Wismer (mitte, LU), der die
Übernahme der Leistungen durch die OKP auf alle notwendigen Arzneimittel, Analysen
und Gegenstände der MiGeL, welche Hebammen während Schwangerschaft,
Niederkunft und im Wochenbett verschreiben, erweiterte. Eine Minderheit Schläpfer
(svp, ZH) hatte diese Änderungen aus Angst vor einer Mengenausweitung bekämpft.
Stillschweigend hiess die grosse Kammer schliesslich auch die Ausdehnung der
Kostenbefreiung auf den Beginn der Schwangerschaft gut, wie sie der Bundesrat in
Umsetzung einer Motion Kälin (gp, AG; Mo. 19.3070) und einer Motion Addor (svp, VS;
Mo. 19.3307) vorgeschlagen hatte.

Schliesslich wollte die Kommissionsmehrheit eine neue Regelung schaffen, wonach die
Krankenversicherungen ihre Klientinnen und Klienten über bezogene Leistungen,
Massnahmen zur Verhütung von Krankheiten sowie über Angebote für bessere
Wirtschaftlichkeit (z.B. über mögliche Generika) informieren und den
Leistungserbringenden bei Einwilligung der Patientinnen und Patienten Informationen
über bezogene Leistungen zukommen lassen könnten. Eine Minderheit Wasserfallen (sp,
BE) lehnte diese neue Möglichkeit ab, da die Versicherungen nicht über die
Krankenakten verfügten, die Diagnose nicht kennen würden und allgemein nicht für
medizinische Ratschläge ausgebildet seien. Somit führten ihre Beratungen nur zu
Verunsicherung bei den Patientinnen und Patienten. Dennoch setzte sich die
Kommissionsmehrheit mit 122 zu 69 Stimmen durch. Keine Diskussionen löste die
Schaffung von Referenztarifen für die Behandlung in Spitälern ausserhalb des
Wohnkantons aus, mit denen der Bundesrat in Umsetzung einer Motion der SGK-NR
(Mo. 18.3388) den Wettbewerb fördern wollte.

Im zweiten Block standen die Arzneimittel im Mittelpunkt, wobei vor allem eine
differenzierte Prüfung der WZW-Kriterien sowie Preismodelle und Rückerstattungen
diskutiert wurden. Bei den WZW-Kriterien folgte der Nationalrat seiner Kommission,
welche nur Arzneimittel mit sehr tiefen Preisen oder Arzneimittel, bei denen die
Versorgungssicherheit gefährdet ist, von der Preisüberprüfung ausnehmen wollte. 
Besonders umstritten waren die Preismodelle, deren Regelung der Bundesrat (unter
anderem in Umsetzung einer Motion Dittli (fdp, UR; Mo. 19.3703)) neu ins KVG
aufnehmen wollte. Bereits heute können die Zulassungsinhabenden bis zu 25 Prozent
Rabatt auf den Listenpreis gewähren, wobei diese Rabatte geheim sind – der Bundesrat
wollte sie denn auch ausdrücklich vom Öffentlichkeitsprinzip ausnehmen.
Kommissionssprecher Silberschmidt verteidigte diese Möglichkeit damit, dass man
dadurch CHF 300 Mio. jährlich sparen könne, was bei entsprechender Transparenz
nicht möglich sei. Die Kommissionsmehrheit ergänzte eine Regelung, mit der sie
sicherstellen wollte, dass das BAG die Zulassungsinhabenden nicht zu entsprechenden
Rabatten verpflichten könnte. Das Transparenzproblem wollte die Mehrheit der SGK-NR
lösen, indem eine unabhängige Kommission regelmässig einen Bericht über die
Preismodelle erstellt. Zudem wolle man in einem Postulat auch einen Beitritt zur
Beneluxa-Initiative prüfen, welche international die «Informationsasymmetrie zwischen
Zulassungsinhaberinnen und Behörden verringer[ n]» möchte, wie die Kommission im
Postulatstext schrieb. Eine Minderheit Weichelt beantragte, auf die Geheimhaltung der
Informationen zu diesen Preismodellen zu verzichten, der Nationalrat hiess die
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Bestimmungen in der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Form jedoch gut.

Schliesslich folgte die grosse Kammer ihrer Kommissionsmehrheit stillschweigend auch
bei der Schaffung eines provisorischen Preises für Medikamente im
Zulassungsverfahren. So würden die Krankenversicherungen bisher in der Zeit
zwischen der Zulassung eines Medikaments durch Swissmedic und der Preisfestsetzung
durch das BAG in jedem Fall einzeln entscheiden, ob sie ein Medikament vergüten. Um
dies zu verhindern, soll das BAG einen provisorischen Preis festlegen und entweder die
Pharmafirmen oder die Versicherungen bei Bekanntwerden des definitiven Preises die
entsprechenden Preisdifferenzen vergüten müssen.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 131 zu 28 Stimmen
(bei 32 Enthaltungen) an, wobei die Nein-Stimmen von der Mehrheit der Grünen- und
einzelnen Mitgliedern der SVP-Fraktion stammten, die Enthaltungen von der Mehrheit
der SP-, den restlichen Mitgliedern der Grünen- und einzelnen Mitgliedern der SVP-
Fraktion. 46

In der Herbstsession 2023 bereinigte das Parlament sowohl die Prämien-Entlastungs-
Initiative der SP als auch deren indirekten Gegenvorschlag. Den Anfang machte der
Nationalrat, der dem Ständerat beim indirekten Gegenvorschlag in allen offenen
Differenzen trotz anderslautender Kommissionsanträge zustimmte. Dadurch setzte sich
der Ständerat unter anderem mit seiner Vorstellung des Gegenvorschlags durch, «der
bezüglich der finanziellen Auswirkungen nochmals milder ausgestaltet ist als derjenige
des Bundesrates», wie es Kommissionssprecher Mäder (glp, ZH) formulierte. So
verzichtete der Nationalrat darauf, dass der Bundesrat den Kantonen vorschreiben
darf, wie die Prämien und das verfügbare Einkommen zur Festlegung des Kantonsanteils
der Prämienverbilligungen berechnet werden. Hier folgte der Rat einer Minderheit de
Courten (svp, BL), während die Kommissionsmehrheit an ihrer Position hatte festhalten
wollen.
Die zweite grosse offene Frage betraf den Mindestanteil der OKP-Bruttokosten, den die
Kantone übernehmen müssen, sowie damit verbundene Regelungen. Hier lagen drei
Konzepte vor. Der Bundesrat hatte hier ursprünglich vorgeschlagen, dass die Kantone
mindestens 5 Prozent der Bruttokosten übernehmen müssen, wenn die Prämien
weniger als 10 Prozent des Einkommens der einkommensschwächsten Personen
ausmachen. Bei Prämien in der Höhe von 18.5 Prozent des Einkommens wären es im
Minimum 7.5 Prozent der Bruttokosten, dazwischen sollte es eine lineare Abstufung
geben. Diesem Vorschlag wollte auch eine Minderheit I Prelicz-Huber (gp, ZH) folgen.
Die Kommissionsmehrheit wollte hingegen dem Ständerat folgen, der den minimalen
Grenzwert bei 11 statt 10 Prozent und die bei diesem Grenzwert zu übernehmenden
Anteile der Bruttokosten bei 3.5 statt 5 Prozent festlegen wollte. Kommissionssprecher
Roduit (mitte, VS) erachtete damit das Hauptziel des Gegenvorschlags, die
Verpflichtung der Kantone zur Prämienverbilligung an die bedürftigsten Personen, als
erfüllt. Gleichzeitig verhindere man damit eine Überlastung des Gemeinwesens. Eine
Minderheit Meyer (sp, ZH) war, ebenso wie die Minderheit I Prelicz-Huber, der Ansicht,
der Mehrheitsvorschlag decke «nicht mal einen Bruchteil der Kosten der
Prämienexplosion von diesem Jahr [...] ab[...]», und forderte eine deutlich stärkere
Prämienverbilligung als von der Mehrheit und vom Bundesrat vorgeschlagen. Mit 105 zu
86 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und 104 zu 86 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich
der Nationalrat zugunsten des Mehrheitsantrags gegen beide Minderheitsanträge aus.
Erneut setzten sich die SVP- sowie Mehrheiten der FDP- und der Mitte-Fraktionen
durch.

Nachdem der Nationalrat tags zuvor den indirekten Gegenvorschlag bereinigt hatte,
setzte der Ständerat die Debatte zur Initiative fort. In zahlreichen Wortmeldungen
legten die Sprechenden abschliessend noch einmal ihre Gründe für und gegen die
Initiative dar, die im Rahmen der Debatte zum indirekten Gegenvorschlags ebenfalls
bereits ausführlich erläutert worden waren. Abschliessend entschied sich der
Ständerat, Stimmbevölkerung und Kantonen die Initiative mit 33 zu 11 Stimmen zur
Ablehnung zu empfehlen. Einzig die Mitglieder der SP- und der Grünen-Fraktion
sprachen sich für eine Empfehlung auf Annahme aus.

In den Schlussabstimmungen Ende der Herbstsession 2023 hiess der Nationalrat den
Bundesbeschluss mit der Ablehnungsempfehlung mit 123 zu 70 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) gut, der Ständerat mit 32 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Den indirekten
Gegenvorschlag nahm das Parlament, abgesehen von einer ablehnenden Stimme eines
Mitglieds der Mitte-Fraktion im Ständerat (41 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen), beinahe
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einstimmig an (Nationalrat: 195 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung). Die SP zeigte sich mit
dem indirekten Gegenvorschlag jedoch nicht abschliessend zufrieden und kündigte an,
an ihrer Initiative festzuhalten. Über diese wird folglich im Jahr 2024 abgestimmt
werden. 47

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Unter dem Eindruck der Covid-19-Pandemie wollte Benjamin Roduit (mitte, VS) den
Bundesrat beauftragen, die soziale Absicherung der Selbstständigerwerbenden in
einem Bericht zu untersuchen. Dabei sollen insbesondere in Krisenzeiten deutlich
werdende Lücken ermittelt und Massnahmen dagegen vorgeschlagen werden –
ausdrücklich störte sich der Motionär am fehlenden Anspruch der meisten
Selbständigerwerbenden auf Arbeitslosenentschädigung, obwohl sie Beitragszahlungen
leisten müssten. 
Der Bundesrat war jedoch der Meinung, dass eine Aufnahme der
Selbständigerwerbenden in die Arbeitslosenversicherung aufgrund des zu grossen
Missbrauchsrisikos abzulehnen sei. Stattdessen habe man in der ausserordentlichen
Situation der Corona-Pandemie eine passende, ausserordentliche Lösung für diese
betroffenen Personen gefunden. 
In der Herbstsession 2022 nahm der Nationalrat das Postulat mit 108 zu 75 Stimmen
(bei 6 Enthaltungen) entgegen dem Willen der SVP- und der FDP.Liberalen-Fraktion
an. 48

POSTULAT
DATUM: 27.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Dass die «Ehe für alle» an der Urne wohl angenommen werden würde, zeichnete sich
bereits relativ früh in der Abstimmungskampagne ab. Schon die ersten Umfragen von
Tamedia und SRG ab Mitte August zeigten komfortable Mehrheiten für die Vorlage von
weit über 60 Prozent, woraufhin die Medien die Abstimmung bereits für gewonnen
erklärten. Dies tat der Intensität, mit der sie über die Abstimmungsvorlage berichteten,
indes keinen Abbruch. Häufig porträtierten sie gleichgeschlechtliche Paare oder
homosexuelle Prominente, die der Vorlage ein Gesicht gaben. Weiter machte die
Befürwortendenseite zwar nicht mit einer breiten Inseratekampagne, aber vor allem mit
bunten Aktionen auf sich aufmerksam, welche die Medien in Druckerschwärze
übersetzten. So planten die Befürwortenden zum Kampagnenstart Ende Juni Aktionen
in zwanzig Städten, führten Hochzeitszeremonien auf dem Berner Helvetiaplatz durch
oder weibelten an Pride-Umzügen für die Vorlage. Über 20'000 Teilnehmende
verzeichnete etwa die Zurich Pride, nachdem LGBTQ+-Organisationen auf die
«wichtigste gesellschaftspolitische Abstimmung seit Jahrzehnten» hingewiesen und zur
Teilnahme an der Demonstration durch die Innenstadt aufgerufen hatten. Beim Umzug
mit dabei waren nicht nur Angehörige der LGBTQ+-Gemeinschaft, sondern unter
anderem auch Grossunternehmen wie IKEA, UBS und Swiss sowie Sektionen der Polizei
und der Armee. Dass die Unterstützung in der Gesellschaft ausgesprochen breit war,
zeigte sich somit also nicht nur an der klar positiven Tonalität in den Medien, welche
das FÖG festgestellt hatte, oder an der öffentlichen Unterstützung durch viele
Prominente, sondern auch durch klare Positionsbezüge von Unternehmen  –  ein in der
Schweiz während Abstimmungskampagnen eher selten beobachteter Umstand. Dass
sich IKEA in einen Schweizer Abstimmungskampf einschaltete, war indes nicht ganz neu:
Bereits im Vorjahr hatte sich das Möbelunternehmen mit Inseraten und Clips für die
Einführung des Vaterschaftsurlaubs ausgesprochen.

Das im Abstimmungskampf immer wieder vorgebrachte Argument der Befürwortenden
lautete, dass es die Annahme der Vorlage ermögliche, eine nach wie vor bestehende
und für viele Menschen unbegründet erscheinende rechtliche Ungleichbehandlung zu
beseitigen, ohne dass anderen Personen daraus Nachteile erwachsen würden. Es sei
nicht die Aufgabe des Staates, private Beziehungen zu werten oder Menschen
vorzuschreiben, wie sie ihr Privat- und Familienleben zu führen hätten, führte
Bundesrätin Keller-Sutter an ihrer Medienkonferenz zur Eröffnung der
Abstimmungskampagne weiter aus. Mit der zivilen Ehe könnten Ungleichheiten für
gleichgeschlechtliche Paare in Bezug auf die gemeinsame Adoption, den Zugang zu
Fortpflanzungsmedizin und bei der Einbürgerung beseitigt werden, die trotz der
Möglichkeit der eingetragenen Partnerschaft bisher fortbestanden hätten. Zudem
hätten Studien gezeigt, «dass für die Entwicklung der Kinder nicht die
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Familienkonstellation entscheidend ist, sondern die Fürsorge und die Zuwendung, die
sie in der Familie erhalten». Dies brachte die Bundesrätin vor, um eines der
Hauptargumente der Gegnerschaft zu entkräften.

Denn insbesondere Letzteres bestritten Angehörige des Referendumskomitees nämlich
vehement und richteten sich dezidiert gegen die mit der Vorlage zu schaffende
Neuerung, welche lesbischen Paaren in der Schweiz Zugang zur Samenspende
verschaffen wollte. Die Argumente der Gegnerschaft gründeten dabei auf dem
Kindeswohl – die «Psyche der Kinder bleibt auf der Strecke», titelt etwa die Weltwoche,
deren Redaktion sich hauptsächlich gegen die Vorlage stellte. Jedes Kind habe ein
Recht auf einen Vater. Ein Kind brauche Vorbilder von beiden Geschlechtern und «die
Verwurzelung in der Ursprungsfamilie [sei] für die kindliche Identitätsbildung zentral»,
argumentierte die Gegnerschaft im Abstimmungsbüchlein. In den Medien zu reden gab
in diesem Zusammenhang auch ein von gegnerischen Kreisen unter der Leitung des
ehemaligen Walliser Nationalrats Oskar Freysinger lanciertes Abstimmungsplakat, das in
schwarzweisser Farbgebung grossflächig das Gesicht eines Zombies mit stechenden
Augen zeigte, begleitet vom Slogan «Enfants avec un mort» respektive «Kinder mit
einem Toten». Nach Berichten aus einer Walliser Gemeinde, in der ein Plakat in der
Nähe einer Primarschule aufgestellt worden war und daraufhin wegen verängstigten
Reaktionen hatte entfernt werden müssen, wurden hingegen die Auswirkungen des
Plakats selber auf das Kindswohl diskutiert. Nicht zuletzt sei der Zugang zur
Samenspende für lesbische Paare auch nicht verfassungskonform, da Art. 119 der BV die
medizinisch unterstützte Fortpflanzung nur bei Unfruchtbarkeit oder Gefahr einer
schweren Krankheit erlaube, argumentierten die Gegnerinnen und Gegner weiter. Es
gehe nicht, lesbische Paare aufgrund eines unerfüllten Kinderwunsches als unfruchtbar
einzustufen. Als weitere negative Folge des Zugangs zur Samenspende für lesbische
Paare befürchtete die Gegnerschaft bereits weitere Lockerungsschritte in der
medizinisch unterstützten Fortpflanzung, namentlich die Eizellenspende und die
Leihmutterschaft, da auch Alleinstehende oder schwule Paare sich bald auf ihr Recht
auf Kinder berufen könnten. 

Überaus häufig berichteten die Medien im Laufe der Abstimmungskampagne auch über
die Positionsbezüge von Parteien und Kirchen, da sich die Haltungen auch innerhalb
gewisser Parteien und kirchlicher Kreise teilweise stark unterschieden. Während sich
alle Sektionen der SP, Grünen, GLP und auch der FDP –  nach einigen Wirren bei den
Jungfreisinnigen in Genf und mit Ausnahme der Stimmfreigabe der Kantonalsektion
Jura – für die Vorlage ausgesprochen hatten, zeigte sich das Bild bei der Mitte und der
SVP etwas weniger klar. Schliesslich kam es zwar nur zu wenigen abweichenden
kantonalen Parolenfassungen, aber dennoch äusserten sich prominente
Aushängeschilder öffentlich mit abweichenden Parteimeinungen. Bei der Mitte
scherten etwa der Tessiner Nationalrat Marco Romano und sein Walliser Ratskollege
Benjamin Roduit aus. Beide engagierten sich im Referendumskomitee, obwohl die Mitte
an ihrer Delegiertenversammlung ein deutliches Ja beschlossen hatte. Auf der anderen
Seite gab es bei der SVP, die das Referendum ergriffen hatte, vor allem junge
Parteimitglieder, welche die Vorlage öffentlich unterstützten. Präsent in den Medien
waren vor allem Michael Frauchiger, Vorstandsmitglied der SVP Zürich und als
Homosexueller potentiell von der Vorlage betroffen, sowie die Aargauer Nationalrätin
Martina Bircher. Frauchiger lancierte ein eigenes Ja-Komitee aus SVP-Mitgliedern, um
sichtbar zu machen, dass die SVP keine Hinterwäldler-Partei sei, wie er gegenüber den
Medien erklärte. Gegenüber dem Blick liess Bircher verlauten, dass sie innerhalb der
SVP in dieser Frage einen Graben zwischen der älteren und der jüngeren Generation
vermute, wobei erstere auch religiöse Werte in den Vordergrund stelle, während sich
letztere primär gegen jegliche Einmischung durch den Staat zur Wehr setze.
Nicht nur zwischen, sondern auch innerhalb der Kirchen unterschieden sich die
Positionen zur «Ehe für alle»: Während die Schweizerische Bischofskonferenz (SBK) ein
Nein beschloss, portierte der Katholische Frauenbund ein Ja, ebenso wie die
evangelisch-reformierte Kirche. Expertinnen und Experten stellten bei den Kirchen in
Fragen rund um die Homosexualität in den letzten Jahren einen zunehmenden
Wertewandel fest, was eine aktuelle GFS-Studie zumindest nicht widerlegte. Gemäss
dieser befürworteten zwei Drittel der Katholikinnen und Katholiken die zur Abstimmung
stehende Vorlage. Hingegen warfen einzelne im Vorfeld der Abstimmungen publizierte
Zeitungsberichte Licht auf die in gewissen Kreisen noch immer existierende Praxis der
Konversionstherapie. 49
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Einen zeitgemässen Handlungsrahmen für die ausserfamiliäre Begleitung von Kindern
forderte Nationalrat Benjamin Roduit (mitte, VS) mit einem gleichnamigen Postulat. Er
wollte den Bundesrat beauftragen, die Pflegekindverordnung (PAVO) näher zu
untersuchen und allfällige Problematiken zu identifizieren. Bei dieser Analyse sollten
insbesondere der Aufbau und die Logik der PAVO im Vordergrund stehen. Auch der
Bundesrat erkannte «unbestrittenen Handlungsbedarf» in Bezug auf die in die Jahre
gekommene PAVO und empfahl den Vorstoss zur Annahme. Der Nationalrat kam dieser
Forderung in der Frühlingssession 2023 stillschweigend nach. 50

POSTULAT
DATUM: 17.03.2023
VIKTORIA KIPFER

In Abweichung zum Entscheid des Ständerats, der sich auf Anraten seiner Kommission
in der Herbstsession 2023 dafür ausgesprochen hatte, die Kantone zum vollen
Lastenausgleich bei den Familienzulagen zu verpflichten, sprach sich die Mehrheit der
nationalrätlichen Kommission in der Folge für eine andere Lösung aus: Mit knappen 13
zu 12 Stimmen beantragte die SGK-NR ihrem Rat, den Kantonen lediglich einen
Teilausgleich vorzuschreiben, da sie einen vollen Lastenausgleich als zu starken Eingriff
in deren Kompetenzen erachtete. 
Im Nationalrat, der sich in der Wintersession 2023 über das Geschäft beugte, blieb
zuerst eine Minderheit Bircher (svp, AG) mit 144 zu 45 Stimmen (2 Enthaltungen)
chancenlos, die gar keinen Eingriff des Bundes in die kantonale Regelung des
Lastenausgleichs bei Familienzulagen tolerieren wollte und deshalb auf Nichteintreten
plädiert hatte. In der Detailberatung warb eine Minderheit Roduit (mitte, VS) für einen
vollen Lastenausgleich und somit für die Zustimmung zur Version des Ständerats.
Roduit zeigte sich unter anderem überzeugt, dass ein Teilausgleich nichts am Status
quo ändern würde, da die ungleiche finanzielle Belastung zwischen den verschiedenen
Familienausgleichskassen dadurch nicht beseitigt werden könnte. In Anbetracht der
knappen Mehrheitsverhältnisse in der Kommission mag das vom Nationalrat gefällte
Verdikt in seiner Deutlichkeit erstaunen: Der Antrag der Kommissionsmehrheit wurde
zugunsten der Kommissionsminderheit mit 149 zu 40 Stimmen (5 Enthaltungen)
abgelehnt, womit auch der Nationalrat am Modell des vollen Lastenausgleichs festhielt.
Dennoch schuf der Nationalrat eine kleine Differenz zum Ständerat, indem er auf
Anraten seiner Kommissionsmehrheit die Übergangsfristen von zwei auf drei Jahre
ausdehnte und gleichzeitig die Kantone dazu verpflichten wollte, sogenannte
Begleitmassnahmen zur Steigerung der Effizienz und Effektivität der
Familienausgleichskassen in die Wege zu leiten. Gegen diese Verlängerung der
Übergangsfrist hatte sich eine Kommissionsminderheit Prelicz-Huber (gp, ZH) erfolglos
gewehrt. Sie sah darin eine unnötige Verzögerung, die zu Lasten der bereits finanziell
stark belasteten Familienausgleichskassen gehe. Zudem scheiterte auch eine
Minderheit Gysi (sp, SG), die zur Stärkung der Kaufkraft von Familien die Auszahlung
einer 13. Kinder- und Ausbildungszulage verlangte. Wie bereits die Minderheit Prelicz-
Huber fand auch sie kaum Unterstützung über die links-grünen Fraktionsgrenzen
hinaus. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die minim abgeänderte Vorlage mit 161
zu 34 Stimmen (1 Enthaltung) an. Gegen den Entwurf stellten sich Teile der Fraktionen
der SVP und der FDP. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2023
MARLÈNE GERBER

Kinder- und Jugendpolitik

Mitte Juni 2021 wurde das von Nationalrat Benjamin Roduit (mitte, VS) eingereichte
Postulat zur Untersuchung der Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen stillschweigend vom Nationalrat angenommen. Das Postulat
beauftragt den Bundesrat, auch Kinder und Jugendliche ins nationale Human-
Biomonitoring-Programm aufzunehmen, um einen tieferen Einblick in deren
Gesundheit zu erlangen und ebendiese mithilfe der neu gewonnenen
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu verbessern. Besonders Kinder und Jugendliche
seien von den Auswirkungen der Pandemie betroffen, während jedoch die Datenlage zu
ihrer Gesundheit Lücken aufweise, argumentierte der Postulant. Bereits das im Jahr
2019 angenommene Manifest zur Kinder- und Jugendgesundheit sowie der Nationale
Gesundheitsbericht hätten überdies betont, dass mehr Kenntnisse über die Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen mögliche Einsparungen im Gesundheitswesen nach sich
ziehen könnten. Vor diesem Hintergrund erachtete der Postulant das vom Bund
ohnehin schon vorgesehene Human-Biomonitoring-Programm als geeignete Grundlage,
um die Kinder- und Jugendgesundheit langfristig zu untersuchen. Der Bundesrat
betonte, dass es zwar für eine Integration der Kinder und Jugendlichen in die bis Ende
2021 andauernde Pilotphase zu spät sei, er aber ihre Aufnahme für das Jahr 2022

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
VIKTORIA KIPFER
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prüfen wolle – auch wenn die unmittelbaren Auswirkungen der Covid-19-Pandemie zu
diesem Zeitpunkt nicht mehr beobachtbar seien. 52

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Christian Dandrès (sp, GE) forderte im Dezember 2020 in seiner parlamentarischen
Initiative, dass die Unterstützungsmassnahmen für Freischaffende in Theater und Film
ausgebaut werden. Konkret verlangte der Sozialdemokrat, dass die Rahmenfristen für
die Beitragszeit und für den Leistungsbezug für die Betroffenen von zwei auf vier Jahre
verdoppelt werden sollen und die ersten 60 Tage der Beitragszeit bei befristeten
Stellen doppelt gezählt wird.
Der Kultursektor sei einer der am stärksten durch die Massnahmen gegen die Corona-
Pandemie betroffenen Bereichen, wie Dandrès in der Nationalratsdebatte in der
Sommersession 2021 argumentierte. Trotz der Öffnungsschritte bleibe die Zukunft der
Schweizer Kulturszene ungewiss, Planung sei quasi unmöglich. Dies werde nach Dandrès
dazu führen, dass Kulturschaffende defacto bis zu zwei Jahre nicht arbeiten könnten,
was starke Auswirkungen auf ihren Anspruch auf Arbeitslosenhilfe gehabt habe und
haben werde. Dabei sei zu betonen, dass die Situation von Freischaffenden im
Kultursektor bezüglich Arbeitslosenversicherung bereits vor Corona prekär gewesen sei,
wie bereits im Postulat Maret (mitte, VS) anerkannt wurde.
Die WBK-NR beantragte mit 16 zu 9 Stimmen, der parlamentarischen Initiative keine
Folge zu geben, da die aktuellen Unterstützungsmassnahmen bereits ausreichten und
die in der Initiative vorgeschlagenen Massnahmen zu einer Ungleichbehandlung der
verschiedenen von der Krise betroffenen Sektoren führen würde. Eine Minderheit
Piller-Carrard (sp, FR) beantragte die Annahme der Initiative, weil dadurch die prekäre
Situation der Freischaffenden in Theater und Film, welche die Pandemie ans Tageslicht
gebracht habe, dauerhaft verbessert werden könne. 
Die grosse Kammer folgte der WBK-NR und lehnte die parlamentarische Initiative mit
120 zu 69 Stimmen deutlich ab. Einzig die Fraktionen der SP und der Grünen stimmten
geschlossen für Annahme, unterstützt wurden sie von Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
und Benjamin Roduit (mitte, VS). 53

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
SARAH KUHN

Sprachen

Benjamin Roduit (mitte, VS) forderte in der Sommersession 2022 in Form einer Motion,
dass in Zukunft bei Texten auf Bundesebene die Regeln und Weisungen der
französischen Sprache eingehalten werden und dafür auf die Nutzung einer inklusiven
oder geschlechtergerechten Sprache verzichtet wird. Die Debatte rund um die
inklusive Sprache werde überall geführt und sei stark politisiert, deshalb müsse die
Bundesverwaltung nun ein Machtwort sprechen und Regeln im Sinne einer klaren und
effektiven Sprache festlegen, wie Roduit sein Anliegen erklärte. Bundeskanzler Walter
Thurnherr hielt fest, dass die Bundeskanzlei diverse Weisungen und Hilfsmittel für
offizielle Texte in allen vier Amtssprachen entwickelt habe, weshalb er einen weiteren
solchen Auftrag als unnötig erachte. Auch der Bundesrat sprach sich gegen die Motion
aus. Der Nationalrat nahm die Motion jedoch mit 98 zu 77 Stimmen (bei 6 Enthaltungen)
an. Die Stimmen für den Vorstoss stammten aus den geschlossen stimmenden
Fraktionen der SVP, FDP.Liberalen und der Mitte sowie von einer Person aus dem Lager
der GLP. 54

MOTION
DATUM: 07.06.2022
SARAH KUHN

Mit einer Motion hatte Benjamin Roduit (mitte, VS) im Frühling 2021 verlangt, dass die
Regeln der französischen Sprache in allen Dokumenten der Bundesverwaltung
eingehalten werde, statt dass diese im Zuge einer inklusiven oder
geschlechtergerechten Sprache aufgegeben werde. Nachdem der Nationalrat das
Anliegen in der Sommersession 2022 angenommen hatte, befand der Ständerat in der
Wintersession 2022 darüber. Kommissionssprecherin Lisa Mazzone (gp, GE) erklärte,
dass sich die SPK-SR mit 5 zu 1 Stimme (bei 5 Enthaltungen) gegen die Vorlage
ausgesprochen habe, da es bereits entsprechende Weisungen von der Bundeskanzlei
gebe. So werde etwa in einem Dokument explizit erwähnt, dass alternative
Schreibweisen, wie etwa die Verwendung des Gendersternchens, nicht gestattet seien.

MOTION
DATUM: 14.12.2022
SARAH KUHN
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Ausserdem komme die Bundeskanzlei ihrer Prüffunktion nach, etwa indem sie das
Amtliche Bulletin vor der Veröffentlichung diesbezüglich kontrolliere. Da es keinen
Gegenantrag gab, lehnte der Ständerat die Motion in der Folge stillschweigend ab. 55
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